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Vorwort und Einführung 
 

ĂDas Wohnungsbedürfnis ist eines der wesentlichen Lebensbedürfnisse.  

Die Befriedigung dieser Lebensbedürfnisse ist Voraussetzung jeder Arbeitstätigkeit wie jeder 
bürgerlichen Existenz.ñ 

Handwörterbuch des Wohnungswesens 

Jena, 1930 

 

Seit 2023 haben die Wohnungsbautage die deutliche Warnung ausgesprochen, dass die Resi-

lienz des ĂSystems Wohnungsbauñ stark gefªhrdet ist und das System vor einem Kipppunkt 

steht. Dieser ist überschritten. Auch im Wohnungsneubau sendete jüngst ein weiterer Warni-

ndikator Alarmsignale: Im Jahr 2023 wurden erstmals seit 2006 weniger Wohnungen geneh-

migt als im gleichen Jahr fertiggestellt wurden.1 Der Wohnungsmarkt zehrt also derzeit längst 

von den Reserven.  

In den meisten Wohnungsmarktregionen steigt weiterhin die Bevölkerung deutlich schneller 

an, als Wohnungen gebaut werden. Die ehemals angespannten Wohnungsmärkte sind, wie 

auch schon zum Wohnungsbautag 2024 festgestellt2, längst zu überlasteten Wohnungsmärk-

ten geworden. Weiterhin steigt die dramatische Zahl der Menschen an, die in überbelegten 

Wohnungen leben müssen: Betroffen sind bereits mehr als 11 % der Bevölkerung, über 16 % 

der Menschen, die in Städten leben. Gleichzeitig ist festzustellen, dass bei den Wohnungs-

neubauten in den kreisfreien Städten bereits seit Jahren die jeweiligen Raumanzahlen zurück-

gehen und kaum noch familienfreundliche Grundrisse realisiert werden. In der Konsequenz 

werden also Familien regelrecht aus den Städten vertrieben und finden kein Wohnungsange-

bot mehr im urbanen Raum.3  

Auch aus diesem Grund thematisieren wir weiterhin die rapide veränderten Rahmenbedingun-

gen für Bauinvestitionen, die neuen und dringend erforderlichen Wohnungsbau erschweren. 

Die vertiefte Betrachtung der Bremswirkungen, die aus der fatalen Kombination von Baukos-

tendynamik und Zinsentwicklung entstehen, ist für ein grundlegendes Verständnis der Prob-

lemlage elementar ï auch um mögliche Lösungsrichtungen aufzudecken und aufzeigen zu 

können, welche Stellschrauben derzeit überhaupt gedreht werden können.    

Was die Erwartungshaltung an die Standards und die Qualitäten des Wohnungsbaus anbe-

langt, gibt es mittlerweile Hoffnungsschimmer. Ganz Norddeutschland hat sich aufgemacht 

andere Wege zu beschreiten. In Hamburg wurde nach einem ambitionierten und sehr erfolg-

reichen Dialogprozess der ĂHamburg Standardñ eingef¿hrt, und in Schleswig-Holstein gilt seit 

dem 1. September 2024 verpflichtend der ĂRegelstandard Erleichtertes Bauenñ. Die gebauten 

Projekte machen Mut, weil sie zeigen, dass auch qualitativ sinnvolle Einspareffekte nicht zu 

stigmatisierenden Wohnungsneubauten führen, sondern Wohnungen geschaffen werden kön-

nen, die den Menschen einen angemessenen Standard und ein bezahlbares zu Hause bieten 

können. Diese norddeutschen Ansätze sind als Blaupause geeignet, nicht nur in der Sozialen 

Wohnraumförderung und damit für den sozialen Wohnungsbau verwendet werden zu können, 

sondern auch für den gesamten frei finanzierten Wohnungsbau in allen Segmenten.  

 
1 [empirica 2025] 
2 [ARGE 2024] 
3 [empirica 2025] 
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Die Studie zu diesem Wohnungsbautag ist wiederum eine aktuelle Berichterstattung, die alle 

aktuellen Zahlen zu den Rahmenbedingungen am Wohnungsmarkt und die wirtschaftlichen 

und bauökonomischen Rahmenbedingungen exemplarisch zusammengetragen hat sowie 

Szenarien und Prognosen für den notwendigen Wohnungsbau der Zukunft abgibt.  

Mit der Vorstellung der eingeführten, neuen und besseren Baustandards in Hamburg und in 

Schleswig-Holstein werden Vorschläge gemacht, wie das Bauen vereinfacht und erleichtert 

werden kann und so nicht nur mehr Wohnungen, sondern auch Gebäude und Quartiere ent-

stehen, die effektiver zum Klimaschutz und zur sozialen Sicherung der Gesellschaft beitragen 

können.  

Neben den überzogenen Vorstellungen zu realisierenden Standards im Wohnungsneubau und 

auch im Wohnungsbestand ist auch festzustellen, dass Deutschland die Klimaziele im Gebäu-

desektor mit den in den letzten Jahren eingeleiteten ordnungsrechtlichen und fördertechni-

schen Rahmenbedingungen, nicht erreichen kann. Hier ist ein Umdenken erforderlich, das 

gleichzeitig dazu beitragen muss, die Bezahlbarkeit von Wohnraum im Neubau und Bestand 

deutlich zu verbessern.4  

Zu danken ist den Kolleginnen und Kollegen befreundeter Institute und Einrichtungen, die ne-

ben den Erstellerinnen und Erstellern dieser Studie zu den Erkenntnissen beigetragen haben. 

Vor allem Matthias Günther vom Pestel Institut für Systemforschung gGmbH in Hannover5, 

den Kolleginnen und Kollegen von der IB.SH ï Investitionsbank Schleswig-Holstein, Dr. Reiner 

Braun vom empirica-Institut6 sowie Prof. Elisabeth Endres, Prof. Dirk Hebel, Prof. Manfred 

Norbert Fisch und Prof. Werner Sobek für die Initiative Praxispfad CO2-Reduktion im Gebäu-

desektor, sind ausdrücklich zu erwähnen.  

 

Prof. Dipl.-Ing. Dietmar Walberg 

Arnt v. Bodelschwingh 

Kiel, im April 2025 

 
4 [Initiative Praxispfad 2024] 
5 [Pestel/ARGE 2025] 
6 [empirica 2025] 



Wohnungsbau in Deutschland 2025 ï Quo Vadis?   
 

 

 7 

 

  

 

 
 

Die Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. (ARGE//eV) ist, gegründet am 21. Februar 1946, die 
dienstälteste bundesdeutsche Bauforschungseinrichtung im öffentlichen Auftrag und als Wohnungsbauinstitut 
im Landesauftrag Schleswig-Holsteins zur Begleitung und Qualifizierung der Sozialen Wohnraumförderung tä-
tig. Darüber hinaus ist die ARGE//eV Netzwerk des Bauwesens und Fort- und Weiterbildungsträger mit eige-
nem Fachverlag. Schwerpunkt der Bauforschung ist die permanente Beobachtung der bundesdeutschen 
Marktsituation im Wohnungsbau hinsichtlich der Bau- und Bauwerkskostenentwicklung sowie der baulichen 
und qualitativen Standards und deren Angemessenheit. Weiterhin gehören die gemeinnützigen Satzungszwe-
cke, wie Erprobung und Erforschung neuer Bauarten und Baumethoden und die Schaffung von Grundlagen für 
bezahlbaren Wohnraum zu den Kernaufgaben der ARGE//eV. 
 
Die ARGE//eV ist Rationalisierungsinstitut für den Wohnungsbau auf der Basis des Rationalisierungserlasses 
des Landes Schleswig-Holstein ĂFºrderung des sozialen Wohnungsbaus in Schleswig-Holstein; hier Förde-
rungsmöglichkeiten von Bauvorhaben, Baukostensenkung, bauwirtschaftliche Überprüfungen, Rationalisie-
rung des Baugeschehens und Einschaltung eines Rationalisierungsinstitutsñ vom 11. Januar 1972 auf der Ba-
sis des ĂRationalisierungskatalogsñ des Bundesministers f¿r Stªdtebau und Wohnungswesen vom 2. Juni 
1971. Auf dieser Grundlage basieren auch die Tätigkeiten für andere, primär öffentliche Aufraggeber, wie die 
Bundesregierung oder den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg sowie interessenübergreifenden Netz-
werke wie Verbªndeb¿ndnisse im Rahmen der ĂImpulse f¿r den Wohnungsbauñ etc. 
 
Die ARGE//eV ist eine Konsenseinrichtung, die interessenunabhängig arbeitet und deren ca. 460 weitgehend 
institutionellen Mitglieder als Architekten und Ingenieure, Rechtsanwälte, die Wohnungsunternehmen Schles-
wig-Holsteins, Hamburgs und Mecklenburg-Vorpommerns, Kommunen und Landkreise, die Bauwirtschaft und 
die Verbände der Bau- und Wohnungswirtschaft deutschlandweit, der Bauindustrie, Baustoffindustrie, Bau-
stofffachhandel, die Hochschulen, die Verbraucherzentrale, die Investitionsbank Schleswig-Holstein, das ge-
samte Spektrum des Bauwesens abbilden sollen. 
 
Die ARGE//eV verfolgt satzungsgemäß ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der 
Abgabenordnung. Die ARGE//eV ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie wirtschaftliche Zwecke. 

 

 

 
 
Die RegioKontext GmbH, 2003 gegründet von Arnt von Bodelschwingh, ist ein privates Forschungs- und Be-
ratungsinstitut mit dem Fokus auf verschiedene Themenfelder im Kontext einer integrierten Stadt- und Regio-
nalentwicklung. RegioKontext hat umfangreiche Expertise in der Durchführung von Forschungsprojekten und 
Gutachten im Bereich Wohnungsmärkte, Stadtentwicklung und Wohnraumförderung. Ein Schwerpunkt liegt in 
der interdisziplinären und praxisnahen Zusammenführung von Forschungsansätzen und -bereichen ï speziell 
in der Verbindung der Themenfelder integrierte Stadtentwicklung, Immobilienwirtschaft und Praxis der Förde-
rung sowie entsprechender Monitoringprozesse. 
 
RegioKontext arbeitet regelmäßig an Themen der Wohnungsmärkte und der integrierten Stadtentwicklung. 
Besonderes Augenmerk gilt der wohnungswirtschaftlichen Perspektive auf diese Themen. Das Unternehmen 
verfügt über eine breite interdisziplinäre umfangreiche Expertise, insbesondere bezogen auf praxis- und markt-
nahe Ex-post-Analysen. Dazu gehört auch eine zielgruppengerechte Aufarbeitung von Sachverhalten in Form 
anschaulicher Print- und Onlinepublikationen. 
 
Das Team von RegioKontext deckt die Bereiche Ökonomie, Demografie und Statistik, Geografie und Stadtpla-
nung ab. Es bringt ein hohes Maß an praktischer Erfahrung aus verschiedensten interdisziplinären Forschungs-
formaten ein.  
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1. Große Herausforderungen 
 

1.1 Wohnungsbedarf und Bevölkerungsentwicklung  
 

 

ü Die Zuwanderungen der vergangenen und der kommenden Jahre drängen auf die 

Wohnungsmärkte, vor allem auf die Mietwohnungsmärkte. Im überwiegenden Teil 

Deutschlands sind die Wohnungsmärkte mindestens angespannt, in den meisten 

Oberzentren und Metropolregionen bereits deutlich überlastet. 

 

ü Eine zusätzliche Belastung der Mietwohnungsmärkte resultiert aus dem Einbruch 

der Wohneigentumsbildung im Neubau. 

 

ü In vielen relevanten Regionen wächst die Bevölkerung deutlich schneller als die 

Anzahl der Wohnungen. 

 

ü Seit dem Jahr 2020 hat die Anzahl der Menschen in Deutschland, die in überbeleg-

ten Wohnungen leben, um 1,1 Mio. auf 9,6 Millionen zugenommen (über 11 % der 

Bevölkerung). Von den armutsgefährdeten Personen wohnte mehr als jeder Vierte 

auf zu engem Raum. Familien werden - mangels Wohnungsangebots - aus den 

Städten regelrecht verdrängt. 

 

ü Im Jahr 2024 liegen die Wohnungsdefizite bei 550.000 Wohnungen. Das Wohnungs-
defizit von 800.000 Wohnungen aus dem Jahr 2023, das auf der Annahme einer um 
12 % geringeren Abwanderung aus dem Jahr 2011 beruhte, wurde auf Basis der 
aktualisierten Fortschreibung der Bevölkerungszahlen (Stand 22.05.2022) ange-
passt. Die Wohnungsdefizite betreffen vor allem die Bereiche des sozialen und be-
zahlbaren Wohnens. 

 

ü Es fehlen vor allem kleine Wohnungen - überall - und auch Wohnungen mit Fami-

lien-gerechten Grundrissen in den größeren Städten im Preisbereich zwischen 6 

und 10 ú netto-kalt je m²-Wohnfläche. 

 

ü Der Wohnungssektor ist durch den massiven Einbruch beim Neubau von Wohnun-

gen strategisch weder auf die demographische und wanderungsbedingte Bevölke-

rungsentwicklung noch auf die (notwendige) Transformation des Wohngebäudebe-

stands ausreichend eingestellt. 
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Wohnen ist und bleibt ein Grundbed¿rfnis, kein Privileg. ĂEine Wohnung bietet uns Sicherheit, 

und diese Sicherheit ist jedem Menschen ein Grundbedürfnis. Ohne die Sicherheit, zu wissen, 

wo wir wohnen, essen, schlafen oder uns erholen können, ist es nicht möglich, ein auch nur 

annªhernd erf¿lltes Leben zu f¿hren.ñ 7 

 

Die Wohnung ist das Zentrum für den privaten Haushalt und stellt den Lebensmittelpunkt für 

die Familie dar. Es ist daher selbstverständlich, dass der Staat ein besonderes Interesse daran 

hat, alle Bürger mit einer angemessenen Wohnung zu versorgen. Dieser Versorgungsgedanke 

ist Ausgangspunkt zur Definition eines Wohnungsbedarfes, denn nicht alle privaten Haus-

halte sind in der Lage, sich selbst mit angemessenem Wohnraum am Markt zu versorgen. 

 

Insgesamt galten im Jahr 2021 in Deutschland rund 13 Millionen Menschen oder knapp 16 % 

der Bevºlkerung als Ăarmutsgefªhrdetñ. Als Ăarmutsgefªhrdetñ zªhlen alle Menschen, deren 

Nettoäquivalenzeinkommen weniger als 60 % des Medianeinkommens beträgt. Im Jahr 2021 

lag die Armutsgefährdungsschwelle für Single-Haushalte bei 1.251 Euro im Monat. Allein gut 

drei Millionen Haushalte beziehen Bürgergeld oder Grundsicherung und sind bei einer Mieter-

höhung davon bedroht, dass ihre Miete nicht mehr Ăangemessenñ sein kºnnte und nur noch 

teilweise Ăvom Amtñ ¿bernommen wird. Ein Umzug ist in vielen Regionen aber f¿r alle Haus-

halte mit niedrigem Einkommen kaum noch möglich, weil eine Wohnung mit bezahlbarer oder 

angemessener Miete nicht zu finden ist.  

 

Die auch in vielen Wohnraumfördergesetzen der Länder verankerte Erkenntnis, dass ein Teil 

der Haushalte nicht in der Lage ist, sich selbst am Markt angemessen mit Wohnraum zu ver-

sorgen, verdeutlicht den dualen Charakter von Wohnungen als Markt- und als Sozialgut. Diese 

Tatsache erfordert in einer sozialen Marktwirtschaft zwingend die politische Definition von Ver-

sorgungszielen durch den Staat. Stellt der Abgleich der Versorgungsziele mit dem Ist-Stand 

der Versorgung eine Unterversorgung fest, so ist wohnungspolitisches Handeln angezeigt.  

 

Die einfachste Definition eines Versorgungszieles ist die Verfügbarkeit einer Wohnung für je-

den privaten Haushalt. Ist dies nicht gegeben, so fehlen Wohnungen, deren schnellstmögliche 

Schaffung dann ein politisches Ziel sein sollte. Das im Koalitionsvertrag der letzten Bundesre-

gierung    festgeschriebene Ziel eines Wohnungsbaus von 400.000 Wohnungen je Jahr, von 

denen 100.000 als Sozialwohnungen gefördert werden sollten, stellte ein aus der Wohnungs-

versorgungssituation und der erwarteten demografischen Entwicklung heraus abgeleitetes 

Ziel dar. 

 

Im Juni 2024 wurden die ersten Ergebnisse des Zensus 2022 veröffentlicht. Natürlich hat der 

Zensus nichts an der Wohnungsmarktsituation in Deutschland geändert, aber es stellte sich 

die Frage, inwieweit die bisherigen Ansätze etwa zur Bestimmung des Wohnungsdefizits an-

zupassen sind und ob regional möglicherweise auch Neubewertungen der Situation notwendig 

sind. 

 

Zur Bevölkerungsentwicklung liegen Daten zu Geburten, Sterbefällen und den Wanderun-

gen über die Bundesgrenze bis zum dritten Quartal 2024 vor. Wenn man davon ausgeht, dass 

die Zensusabweichung weit überwiegend durch nicht erfasste Fortzüge entstanden ist, so wur-

den die Abwanderungen zwischen 2011 und 2022 um rund 12 % unterschätzt. Es ist nicht 

davon auszugehen, dass sich die Erfassung nach dem Zensus 2022 verbessert hat, sodass 

 
7 α²ƻƘƴŜƴ ƛǎǘ Ŝƛƴ DǊǳƴŘōŜŘǸǊŦƴƛǎΣ ƪŜƛƴ tǊƛǾƛƭŜƎάΤ {ŀƭƻƳƻƴ 9ƛŘŜƴΣ αǇŜǊǎǇŜƪǘƛǾŜ ƻƴƭƛƴŜάΣ Yǀƭƴ нпΦлпΦнлнлΦ 
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auch für die Folgezeit von einer Untererfassung der Abwanderungen ausgegangen werden 

muss. In Abbildung 1 werden die Unterschiede deutlich. Die Bevölkerungsfortschreibung des 

Statistischen Bundesamtes bis zum ersten Quartal 2022 auf der Basis des Zensus 2011 (blaue 

Linie) zeigt mit Ausnahme der Coronazeit eine stetige Zunahme der Bevölkerung. Es folgt der 

Zeitreihenbruch mit einer Anpassung der Bevölkerungszahl ab dem zweiten Quartal 2022 an 

den Zensus 2022. Anschließend ist wieder eine stetige Zunahme zu erkennen.  

 

Im Jahr 2024 zeigt sich ein Bevölkerungsstand, der vor 20 Jahren jenseits des Vorstellbaren 

lag. Die damaligen Vorausberechnungen arbeiteten mit Szenarien einer Nettozuwanderung 

zwischen 0 und 200.000 Personen je Jahr, was auf eine Ăsichereñ Bevºlkerungsabnahme 

schließen ließ. Nach den Werten der Wanderungsstatistik lag der jährliche Wanderungsüber-

schuss seit 2010 bei rund 500.000 Personen je Jahr, in der Realität waren es eher knapp 

380.000 Personen. 8 

 

 

Wie in der Bewertung der Zensusergebnisse aufgezeigt hat, reichte der Wohnungsbau nicht, 
um die Bevölkerung adäquat mit Wohnungen zu versorgen. Neben oder möglicherweise we-
gen des Defizits lebten 2023 nach den Daten des Statistischen Bundesamtes 9,6 Mio. Men-
schen in überbelegten Wohnungen. Im Jahr 2019 lag die Zahl mit 6,4 Mio. Menschen noch 
wesentlich niedriger. 
 

 
8 [Pestel/ARGE 2025] 
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Abbildung 1: Entwicklung der Einwohnerzahl vom 1. Quartal 2015 bis zum 3. Quartal 2024 in Deutschland. (Die 
Fortschreibung der Bevölkerung auf der Basis der Zensusdaten 2011 hatte die Abwanderungen um rund 12% 
je Jahr unterschätzt; diese Abweichung wurde in der Darstellung eingerechnet und nach dem Zensus 2022 fort-
geführt)  
Quelle: [Pestel/ARGE 2025] 
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Ist die aktuelle Debatte geprägt von der Auseinandersetzung um den Zuzug von Flüchtlingen, 
so ist in den kommenden Jahren ein Perspektivwechsel zu erwarten und die Wirtschaft ï die 
bereits heute unter einem latenten Arbeitskräftemangel leidet ï wird eine starke Zuwanderung 
in die Arbeitsmärkte einfordern. Deshalb ist nicht zu erwarten, dass sich die Wohnungsdefizite 
in Deutschland weitgehend durch eine massive Abschwächung der Zuwanderung oder gar 
temporäre Wanderungsverluste auflösen. Die Entwicklung der letzten Jahre und den Ausblick 
in drei Szenarien zeigt Abbildung 2. 

 

 

Die Erwerbsfähigen in der Abbildung sind definiert als alle Personen im Alter von 18 Jahren 
bis zum offiziellen Ruhestandseintritt. Die Einf¿hrung der ĂRente mit 67ñ ist in den Zahlen be-
rücksichtigt. Das verfügbare Potenzial an Erwerbsfähigen ist weitgehend ausgeschöpft und es 
waren im Juni 2024 bereits 0,38 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und 1,1 Mio. 
Minijobber erwerbstätig, die das offizielle Renteneintrittsalter bereits überschritten hatten. Im 
Juni 2014 lag die Zahl dieser nach Erreichen der Altersgrenze noch Arbeitenden bei nur gut 1 
Mio. Personen. Hinzu kommen sicher noch etliche Selbständige, die im Ruhestandsalter noch 
arbeiten. 
 
Damit steckt Deutschland wohnungspolitisch in einem Dilemma. Die aktuellen Wohnungsde-

fizite müssen möglichst umgehend abgebaut werden. Dies ist gerade in den Ballungsräumen 

erforderlich, um zum einen die Binnenwanderungen in die starken Arbeitsmarktregionen zu 

ermöglichen. In den kommenden Jahren muss das Land auch den potenziellen Zuwanderern 

zeigen, dass sie in Deutschland willkommen sind und auch eine Wohnung finden werden. Ein 

sinkender Wohnungsbau verschärft deshalb nicht nur den Wohnungsmangel, sondern behin-

dert die weitere wirtschaftliche Entwicklung. 
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Abbildung 2: Entwicklung der Zahl an Erwerbsfähigen, Erwerbstätigen und sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten*) in Deutschland bis 2024 und der Erwerbsfähigen bei unterschiedlichen Wanderungsansätzen in der Per-
spektive bis 2050. (Erwerbstätige im Jahresdurchschnitt mit Arbeitsort in Deutschland (Inlandskonzept); Sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte jeweils per 30.6.d.J)  
Quelle: [Pestel/ARGE 2025] 
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Neben dem generellen Wohnungsdefizit ergeben sich in den kommenden 30 Jahren weitere 

Herausforderungen ans Wohnen durch die Alterung.9 Fragen der Barrierefreiheit im Woh-

nungsbestand und auch die Schaffung von seniorengerechten Angeboten gewinnen weiter an 

Bedeutung. Im Vergleich zu 2024 wird die Ruhestandsbevölkerung in der Spitze Ende der 

2030er Jahre um knapp 16 % oder 2,7 Mio. Personen ansteigen. 

 

 
 

Abbildung 3: Wohnungsbau und Bevölkerungsentwicklung in Deutschland von 1991 bis 2023 / Erwartungen für 
2024 und 2025  
Quelle: [Pestel 2025] 

Den Wohnungsbau von 1991 bis 2023 und in der Erwartung für 2024 und 2025 zeigt  

Abbildung 3 im Vergleich zur Bevölkerungsentwicklung. Die Wohnungsbauspitze der 1990er 

Jahre wurde bisher trotz der inzwischen stark gestiegenen Einwohnerzahl nicht wieder er-

reicht. Der im Jahr 2020 erreichte Höchstwert von gut 300.000 Wohnungen lag nur bei etwa 

der Hälfte der Fertigstellungen im Jahr 1995.10 Die 400.000 Wohnungen scheinen gegenwärtig 

unerreichbar, da die Erwartungen für die Jahre 2024 und 2025 eher von sinkenden Wohnungs-

fertigstellungen ausgehen.  

 

Weniger Wohnungsbau bei weiter steigenden Einwohnerzahlen stellen das gesellschaftliche 

Zusammenleben in Deutschland auf die Probe. Gegenwärtig ist nicht erkennbar, dass die re-

gionalen Wohnungsdefizite durch mehr Wohnungsbau abgebaut werden könnten.  

 

Die Wohnungsmarktsituation zeigt bereits zum Jahresende 2022 in weiten Teilen West-

deutschlands ĂDefiziteñ und Ăstarke Defiziteñ. ¦berhªnge finden sich auch aktuell nur in West-

deutschland in Südniedersachsen, Teilen des Ruhrgebiets, im Süden von Rheinland-Pfalz und 

 
9 [ARGE 2022a] 
10 Vgl. auch Bericht zum Wohnungsbautag am 20.04.2023 [ARGE 2023a] 
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im Saarland sowie in Nordostbayern. In Ostdeutschland weisen auf der Ebene der Anpas-

sungsschichten Berlin und Leipzig Wohnungsdefizite auf. Die starken Überhänge ergeben sich 

aus einem rechnerisch hohen Leerstand. Es ist allerdings fraglich, ob diese als Leerstand ge-

zählten Wohnungen jemals wieder bezogen werden. Wenn dieser Leerstand verfügbar gewe-

sen wäre, hätten die meisten ostdeutschen Kommunen keine Probleme bei der Flüchtlingsun-

terbringung haben dürfen. In der Realität wurde aber auch in Ostdeutschland auf Unterkünfte 

zurückgegriffen oder es wurden über Container entsprechende Lösungen geschaffen. Insge-

samt zeigt sich noch immer ein deutlicher West-Ost-Unterschied bei der Wohnungsmarktsitu-

ation. 

 

Im Jahr 2022 sorgte der Wanderungsgewinn von deutlich mehr als 1,4 Millionen Menschen 

bei leicht rückläufigem Wohnungsbau zu einem sprunghaften Anstieg der Wohnungsdefizite 

und einem Abschmelzen der Wohnungsüberhänge. Die Wohnungsbautätigkeit 2023 lässt sich 

aus den vorliegenden Daten11 (siehe auch Abbildung 4) ausreichend sicher abschätzen.  

 

 
Abbildung 4: Wohnungsbestandsveränderung und potenzielle Haushaltsbildungen in Deutschland von 1991 bis 
2024 Quelle: [Pestel 2025] 

 

Neben den Gesamtergebnissen zur Bevölkerungs- und Wohnungsbestandsentwicklung 

zeigte sich zum Stichtag des Zensus am 22.5.2022 ein mit bundesweit gut 1,9 Mio. Wohnun-

gen oder 4,5 % des Bestandes recht hoher Leerstand. Selbst in den Großstädten im Rhein-

Main-Gebiet oder in Stuttgart lagen die Leerstandsquoten zwischen drei und vier Prozent, ob-

wohl dort nicht nur eine gefühlte Wohnungsknappheit herrscht. Von diesen leerstehenden 

Wohnungen standen insgesamt 55 % bereits mindestens ein Jahr leer. Damit stellt sich die 

Frage, ob bzw. welcher Anteil dieser bereits länger leerstehenden Wohnungen überhaupt am 

Markt verfügbar ist. 

 

 
11 [DESTATIS 2024, ZdB/GdW/bbs] 
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Was folgt aus dem Zensus für die Quantifizierung des aktuellen Defizits?  

 

In der Summe ergibt sich aktuell ein Defizit in einer Größenordnung von 550.000 Woh-

nungen.12  

 

Die Bevölkerungsentwicklung wurde auf der Basis der Daten zum 30.09.2023 geschätzt. Im 

Jahr 2024 liegen die Wohnungsdefizite bei 550.000 Wohnungen. Das Wohnungsdefizit von 

800.000 Wohnungen aus dem Jahr 2023, das auf der Annahme einer um 12 % geringeren 

Abwanderung aus dem Jahr 2011 beruhte, wurde auf Basis der aktualisierten Fortschreibung 

der Bevölkerungszahlen (Stand 22.05.2022) angepasst. 

 

 
Abbildung 5: Anzahl der Räume im Wohnungsneubau in den Kreisfreien Großstädten  

Quelle: empirica-regio Marktdatenbank [empirica 2025] 

 

Als verschärfendes Problem am Wohnungsmarkt kommt hinzu, dass nicht nur zu wenig Woh-

nungen gebaut wurden, sondern strukturell auch ï zunehmend ï die falschen:  

 

Die Neubauwohnungen, vor allem in den Großstädten, wurden immer kleiner. Im Jahr 2011 

waren noch ca. 21.000 Wohnungen und Wohneinheiten, vornehmlich in kleineren Wohnge-

bäuden (ca. 42 % aller Fertigstellungen) in den kreisfreien Großstädten Wohnungen mit 5 und 

mehr Räumen. Bis 2022 sank dieser Anteil auf weniger als 9.000 Wohneinheiten oder 10 % 

ab. Doch nicht nur die Wohnungs- und Gebäudetypen wurden weniger familienfreundlich, 

auch die Raumaufteilungen: Hatten im Jahr 2011 noch mehr als die Hälfte aller Neubauwoh-

nungen vier und mehr Räume (61 %), waren es im Jahr 2022 nur noch 31 % (Abbildung 5).  

 

ĂIm Ergebnis wurden Familien in den letzten Jahren regelrecht aus den Städten vertrieben. 

Nicht nur durch hohe Preise, sondern schlicht wegen der viel zu kleinen Wohnungen.ñ13 
 

  

 
12 [Pestel/Arge 2025] 

13 [empirica 2025] 
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1.2 Bevölkerungs-, Haushaltsentwicklung und Wohnungsbedarf  
bis 2045 
 

Ein Blick auf die Altersstruktur und deren Veränderung (Abbildung 6) gibt erste Hinweise auf 

die Struktur des künftigen Neubaubedarfs.14  
 

 
Abbildung 6: Darstellung des Wohnungsbedarfs in Deutschland nach dem Alter der Bevölkerung; Altersstruktur 
der Bevölkerung 2022 und in der Modellrechnung 2050 (Frauen/Männer in 1.000)  
Quelle: [Pestel 2024], [Destatis 2022] 

Die Veränderung der Altersstruktur in Abbildung 6 gibt auch erste Hinweise auf den notwen-

digen künftigen Wohnungsbau. Da die Senior:innen die einzig sicher wachsende Altersgruppe 

darstellen, benötigen wir für dieses Segment zusätzliche Wohnungen. Klein und barrierefrei 

sollten diese Wohnungen sein, damit die Menschen so lange wie möglich in ihrer Wohnung 

bleiben können. 

 
Ein wesentlicher Indikator für überlastete Wohnungsmärkte ist die (stark zunehmende) und 
ungleich verteilte Belegungsdichte der Wohnungen in Deutschland. Als ein großes Problem 
zeichnet sich die steigende Überbelegung von Wohnungen ab, die sich aus der toxischen 
Gemengelage aus vorhandenen Grundrissstrukturen im Wohngebäudebestand und dem man-
gelnden Neubau von Wohnungen ergibt - mit stark steigender Tendenz. 
 
Im Jahr 2024 lebten in Deutschland 9,6 Millionen (im Jahr 2020: 8,5 Millionen) Menschen in 
überbelegten Wohnungen. Dies betrifft damit über 11 % der Bevölkerung in Deutschland. Über 
16 % der Minderjährigen und 3 % der über 65-Jährigen waren von Überbelegung betroffen. 
Insbesondere Menschen in Städten, Alleinlebende sowie Alleinerziehende und deren Kinder 
hatten überdurchschnittlich häufig zu wenige Wohnräume zu Verfügung. Die Quote der Über-
belegung war in den deutschen Städten besonders hoch, dort wohnten 16,6 % in einer über-
belegten Wohnung. In Kleinstädten und Vororten waren weniger Menschen davon betroffen. 
Hier wohnten immerhin auch 9,1 % in solchen Wohnverhältnissen. Im ländlichen Raum stehen 

 
14 siehe hierzu Ausführungen unter [Pestel 2023a] 
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meist mehr Wohnräume zur Verfügung, hier waren lediglich 5,7 % der Bevölkerung von Über-
belegung betroffen. 
 
Mehr als jede fünfte (20,5 %) armutsgefährdete Person wohnte 2023 auf zu engem Raum 
in Deutschland.  
 
Die Anzahl der Menschen, die in überbelegten Wohnungen wohnen (müssen) hat von 
2020 bis 2024 um 1,1 Millionen Personen zugenommen. Diese Zahl ist ein wesentlicher 
Indikator für überlastete Wohnungsmärkte.  
 
Überbelegung bedeutet: Zu wenig Räume für die Bewohner:innen, zu wenig Wohnfläche, 
keine Gemeinschaftsfläche und häufig inakzeptable hygienische Rahmenbedingungen für die 
angemessene Benutzung einer Wohnung. Letzteres zeichnet sich in der Regel dadurch aus, 
dass in einzelnen Räumen drei Funktionen stattfinden: Kochen, Wohnen und Schlafen. Der-
artige Funktionshäufungen sind Ausschlusskriterien bei der Neuschaffung von Wohnraum, 
zum Beispiel im Rahmen von Fördervorgaben der sozialen Wohnraumförderung oder anderer 
hygienischer und sozialer Mindestanforderungen. Zu wenig Räume erzeugen Spannungen 
und Konfliktsituationen in Familien, Kinder und Jugendliche haben keine Rückzugsmöglich-
keiten oder finden keinen Platz zum Spielen oder für die Hausarbeiten und letztlich ließ die 
Pandemie-Situation in den Jahren 2020 und 2021 diese Defizite noch einmal sehr deutlich 
werden.  
 
Die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf der Bewohner:innen von überbelegten Wohnungen 
liegt ca. 60 % (< 20 m²) unter der derzeitigen mittleren pro Kopf-Wohnfläche in Deutschland, 
die 2023 bei 47,5 m² lag. Bereits 2017 lebten über 6 % der Haushalte in den Großstädten in 
Deutschland in prekären Versorgungssituationen und mit unter 20 m² Wohnfläche pro Person.  
 

 
Abbildung 7: Anteil der Bevölkerung in überbelegten Wohnungen in Deutschland, Darstellung der Entwicklung der 
Überbelegungsquote zwischen 2008 und 2024 differenziert nach Verstädterungsgrad (Städte, Kleinstädte und 
Vororte sowie ländliche Gebiete)  
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis DESTATIS (2024/25) und Eurostat EU-SILC (2025)15     

 
Bewohner:innen und/oder Wohnungen lassen sich nicht einfach translozieren. Die Wohnun-
gen, die der differenzierte Wohnungsmarkt von heute ï Bedarfs- und Standort-gerecht ï be-
nötigt, müssen geschaffen oder die vorhandenen Wohnungen müssen umgebaut werden.   
 

 
15 Anmerkung: In diese Auswertung fließt auch die Wohnsituation der Studierenden in Deutschland ein (Winterse-

mester 2022/2023: ca. 2,9 Mio. Studentinnen und Studenten). 12 % der Studierenden wohnen in Studentenwohn-
heimen, von denen ca. 25 % in kleinen Einzelapartments (ein Raum mit drei Funktionen), somit per Definition in 
einer überbelegten Wohnung leben. Somit sind (nur) ca. 87.000 Studierende in Deutschland bei dieser Betrachtung 
rechnerisch miteinbezogen. 
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Das Hauptproblem der Wohnungen im Bestand ist, dass diese häufig nicht grundrisslich an-
gepasst werden können. Der Einzug von Wänden, um mehr Räume zu erzeugen, ist häufig 
entweder räumlich nicht möglich, oder die Tragwerksstruktur des Gebäudes lässt nicht ohne 
Weiteres einen Eingriff in die tragende Bausubstanz oder die Lastabtragung von Wänden, 
auch von Leichtbaukonstruktionen, zu. Eine räumliche Erweiterung von Wohnungen, Schaf-
fung von Verkehrswegen und Erschließungsstrukturen oder zusätzlichen Wohnräumen ist 
über einen An- oder Erweiterungsbau in vielen Fällen aufgrund des Standortes und der Ein-
bausituation des Gebäudes nicht möglich.  
 
Vor diesem Hintergrund ist die Notwendigkeit der Neuschaffung von Wohnraum in erhebli-
chem Umfang deutlich geboten, gleichzeitig zeigt die Struktur des Wohngebäudebestands 
aber auch, dass viele Wohnungen zwar z.B. energetisch ertüchtigt oder moderat modernisiert 
werden könnten, ihrer Struktur wegen grundsätzlich allerdings nicht erhaltenswert sind. Der 
entlastende Neubau von Wohnungen kann derzeit nicht Schritt halten. 
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2. Erschwerte Bedingungen 
 

ü Die Bauwerkskosten für die Errichtung eines Quadratmeter Wohnraums in 

Deutschland haben sich in den letzten 25 Jahren verzweieinhalbfacht. Kosten-

treiber bleiben vor allem die technischen Gewerke (Heizung, Lüftung, Sanitär, 

Elektro), die sich nahezu verviereinhalbfacht haben. 

ü Die Bauwerkskosten liegen ca. 92 Indexpunkte über der allgemeinen Teuerungs-

rate. 

ü Zwischen 2020 und Ende 2023 haben sich die (Bau-)Kosten extrem dynamisch 

entwickelt, die Herstellungs- und Bauwerkskosten sind in diesem Zeitraum um 

rund 48 % angestiegen. 

ü Trotz weniger Preisrückgänge bei einzelnen Baumaterialien wird der überwie-

gende Teil der Bauprodukte kontinuierlich teurer. Noch mehr betrifft dies den 

gesamten technischen Ausbau. 

ü Der Anstieg der Bauwerkskosten und Materialpreise ist nicht mehr so dynamisch 

wie während der jüngsten Krisen in den letzten fünf Jahren, steigt aber kontinu-

ierlich weiter an. 

ü Mit zunehmenden Bauwerkskosten wird es immer schwieriger, die individuellen 

ï subjektiven ï noch die gesellschaftlichen Funktionserwartungen an den Woh-

nungsbau und Erwartungen an den Wohnraum generell, im Neubau und im Be-

stand, zu leisten. Der Median der Erstellungskosten inkl. Grundstückskosten (In-

vestitionskosten) für Wohnraum in deutschen Großstädten liegt aktuell bei ca. 

5.230 ú. 

 

ü Eine frei finanzierte Vermietung lässt eine monatliche Kaltmiete je Quadratmeter 

Wohnflªche von unter ca. 17,50 ú auf dem aktuellen Kosten- und Zinsniveau 

kaum mehr zu. 

 

ü Weitere, qualitative Anforderungen für die Erstellung von Wohngebäuden ma-

chen die Realisierung von bezahlbarem Wohnraum kaum noch möglich. 
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2.1 Baukostenentwicklung im Wohnungsbau 
 
Kostenentwicklung: Baupreise, Bau(werks)kosten und Kostenstand im deut-
schen Wohnungsbau 
 
In mehreren umfassenden Untersuchungen und Umsetzungsbetrachtungen zum bautechni-
schen und kostenoptimierten Mietwohnungsbau und zu den aktuellen Kostentreibern für den 
Wohnungsbau16 in Deutschland hat sich die Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. 
eingehend mit der systematischen Daten- und Baukostenanalyse von fertiggestellten Neubau-
vorhaben17 beschäftigt.  

In diesem Zusammenhang werden bei der Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. 
in einem laufenden Prozess entsprechende Evaluierungsdaten erfasst und ausgewertet. 
Diese Vorgehensweise einer kontinuierlichen Datenerhebung und -analyse ermöglicht bei-
spielsweise die regelmäßige Publikation von Fachinformationen zu aktuellen Kostenentwick-
lungen im deutschen Wohnungsbau.  

 
Darüber hinaus liegt der Schwerpunkt der Bauforschung der Arbeitsgemeinschaft für zeitge-
mäßes Bauen e.V. im öffentlichen Auftrag, auch als Wohnungsbauinstitut im Landesauftrag 
Schleswig-Holsteins für die Soziale Wohnraumförderung, in der permanenten Beobachtung 
der Marktsituation im Wohnungsbau18 hinsichtlich der Bau- und Bauwerkskostenentwicklung 
sowie der baulichen und qualitativen Standards und deren Angemessenheit.19  
 
Die Ergebnisse und Erkenntnisse dieser Untersuchungen beziehen sich in dieser Studie auf 
den optimierten Wohnungsbau im mittleren Preissegment mit gutem Wohnkomfort (Geschoss-
wohnungsneubau) in Deutschland. Um Baukosten vergleichbar ermitteln und darstellen zu 
können, ist unter anderem eine einheitliche Betrachtungsbasis wichtig. Zu diesem Zweck hat 
die Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. in einer Grundlagenstudie20 ein modell-
haftes Gebäude definiert, das für Mehrfamilienhäuser im Geschosswohnungsbau typisch ist. 

 
16 [ARGE 2015] ff. 
17 z.B. [ARGE 2017], [ARGE 2019b], [ARGE 2021], [ARGE 2022c], [ARGE2023], [ARGE 2023c] 
18 siehe auch [ARGE 2019a] 
19 Hinweis: Seit Gründung der Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. im Jahr 1946 finden jährliche Aus-
wertungen und Berichte über die regionale und überregionale Bautätigkeit sowie die Erfassung spezifischer und 
bauwirtschaftlicher Daten statt. Gleichzeitig werden beispielsweise Preis-/Kosten-datenbanken geführt, die auf der 
Analyse abgerechneter Baumaßnahmen beruhen. Diese werden in einem regionalen, aber auch überregionalen 
Archiv mit Vergleich von nationalen Daten erfasst. Die Begleitung der Pilot- und Demonstrativbauvorhaben der 
Bundesrepublik Deutschland seit 1950 mit den Schwerpunkten der 50er, 60er, 70er und Anfang der 80er Jahre, 
die Begleitung und Evaluation der mit Schwerpunkt Energie- und Ressourcenschutz geplanten Projekte ab der 90er 
Jahre sowie die Bestandserfassung der selbst durchgeführten Gebäudetypisierungen werden ebenfalls laufend 
ausgewertet. 
20 [ARGE 2014] 
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Abbildung 8: Entwicklung der Bauwerkskosten im Wohnungsneubau (Destatis-Preisindex/ARGE-Kostenindex, 
Bezug: TypengebäudeMFH)21 unter Berücksichtigung der Mehrwertsteuer im Vergleich zu den allgemeinen Le-
benshaltungskosten; Zeitraum: 1. Quartal 2000 bis 4. Quartal 2024 sowie prognostiziert für das 1. Quartal 2025 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auf-
trag in Zusammenarbeit mit der Wohnungswirtschaft 

 
Anhand des vorstehenden Diagramms ist vor allem für den Betrachtungszeitraum der letzten 
zehn bis zwölf Jahre (besonders ersichtlich seit 2021) eine im Vergleich deutlich stärker aus-
geprägte Preis- und Kostenentwicklung bei den Bauwerkskosten im Wohnungsneubau zu er-
kennen.  
 
In diesem Zusammenhang ebenfalls auffallend ist das höhere Niveau des Bauwerkskostenin-
dex und damit verbunden die insbesondere im vergangenen Jahrzehnt angestiegene Differenz 
zum Baupreisindex einschließlich markanter Sprünge im Verlauf der Bauwerkskostenentwick-
lung. Zum Kostenstand des 4. Quartals 2024 befindet sich der Kostenindex gegenüber dem 
Bezugszeitpunkt des 1. Quartals 2000 bei 252 Indexpunkten und liegt somit um 37 Punkte 
über dem Baupreisindex. Die Differenz gegenüber dem Index für die Lebenshaltungskosten 
fällt allerdings mit 92 Punkten noch deutlich höher aus. Beachtenswert ist hierbei auch der 
vorhandene Abstand des Lebenshaltungskostenindex zum Baupreisindex. Seit den Jahren 
2010/2011 entwickeln sich die Baupreise in einer höheren Intensität als die allgemeine Teue-
rung ï seit 2015 mit einer immer stärkeren (beschleunigten) Ausprägung.  
 
Von einem Ăexplodierenñ der Baupreise konnte aber bis 2020 grundsªtzlich keine Rede sein, 
da sich diese viele Jahre analog zur Inflations- oder Preissteigerungsrate entwickelt haben, 
und jetzt auch die Ergebnisse von unter anderem außerordentlichen Preissteigerungen für 
bestimmte Materialien bemerkbar werden. Dramatischer und tiefgreifender ist hingegen die 
Entwicklung bei den Bauwerkskosten. Sie kennzeichnen die Kosten, die zum jeweiligen Zeit-
punkt entstehen, wenn ein Quadratmeter Wohnraum in einem Mehrfamilienhaus nach den 
gesetzlichen, normativen und sonstigen Mindeststandards, die in Deutschland gelten, ge-
schaffen wird.  
 
Eine Sondersituation stellt der vorhandene ĂKnickñ in der Indexentwicklung vom 2. Quartal 
2020 zum 3. Quartal 2020 dar. Für diesen Zeitraum wurde vor dem Hintergrund der Corona-

 
21 Typengebäude, siehe [ARGE 2014] 
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Pandemie und ihrer u.a. wirtschaftlichen Folgen in Verbindung mit der auf die Dauer von Juli 
2020 bis Dezember 2020 begrenzten Mehrwertsteuersenkung eine verstärkte Dynamik mit 
tendenziell negativen Entwicklungen bei den Baupreisen und -kosten festgestellt. 
 
Hingegen sind die Baupreise und Baukosten seit dem 1. Quartal 2021 unter anderem aufgrund 
von instabilen globalen Lieferketten und der damit verbundenen Materialknappheit bei be-
stimmten Bauprodukten in einen stark ansteigenden Entwicklungstrend übergegangen, wel-
cher in seiner Intensität durch den russischen Überfall auf die Ukraine am 24. Februar 2022 
und die damit einhergehenden Schwierigkeiten und Einschränkungen für die Bauwirtschaft 
nochmals beschleunigt wurde.22  
 
Ferner hinzugekommen ist, dass bei den Baukosten (Ausbau technisch) durch die Änderung 
des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) zum 1. Januar 2023 und den damit verbundenen er-
höhten Anforderungen im Neubau (weitere Reduzierung des zulässigen Jahres-Primärener-
giebedarfs) diese bereits sehr schwierige Situation zusätzlich verschärft wurde ï weshalb 
sich Baukosten und Baupreise im 1. Quartal 2023 weiter auseinanderentwickelt haben.  
 
Die Dynamik der Kosten- und Preisentwicklung hat im Jahr 2023 nachgelassen, der Markt hat 
die Auswirkungen der Coronapandemie und auch die Lieferschwierigkeiten, die sich aus dem 
Ukrainekrieg ergeben haben, etwas ausgeglichen. Festzustellen ist aber, dass die Preise und 
Kosten nicht zurückgehen werden, der weitere Anstieg nur etwas weniger dynamisch erfolgt. 
Im 1-Jahres-Vergleich (1. Halbjahr 2023 zu 1. Halbjahr 2022)23 ist festzustellen: Die Preise für 
Baumaterialien sind seitdem auf einem hohen Niveau geblieben. Das Preisniveau ist in jedem 
Fall oberhalb des Niveaus der Vorkrisenzeit. 
 

 
Abbildung 9: Entwicklung der Bauwerkskosten im Wohnungsneubau (ARGE-Kostenindex, Bezug Typengebäu-
deMFH) unter Berücksichtigung der Mehrwertsteuer, differenziert nach übergeordneten Leistungsbereichen unter 
Nennung der Baunebenkosten; Zeitraum: 1. Quartal 2000 bis 4. Quartal 2024; Kostenangaben in Euro je Quad-
ratmeter Wohnfläche  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 
 
 

 
22 [ARGE 2023] 
23 DESTATIS Auswertungen 2024 1. Quartal 
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Die mit Abstand stärkste Kostenentwicklung ist im Bereich der Bauwerkskosten im techni-
schen Ausbau festzustellen: Gegenüber dem Basisjahr 2000 wird im 4. Quartal 2024 eine 
Kostensteigerung in Höhe von 364 % deutlich. Auch der konstruktive Bereich des Ausbaus 
weist eine verhältnismäßig hohe Kostenentwicklung in Höhe von 152 % gegenüber dem Jahr 
2000 auf. Dies ist unter anderem auf höhere Anforderungen und Ansprüche im Zusammen-
hang mit der Energieeffizienz24, der Barrierefreiheit sowie den sich veränderten Qualitätsan-
sprüchen im Wohnungsbau zurückzuführen. Die niedrigste Kostensteigerung mit 103 % ent-
fällt auf den Rohbau. Hier liegt die Entwicklung über der allgemeinen Teuerung, aber noch 
knapp unter den Veränderungen bei den Baupreisen.  
 
Die Tatsache einer sich ändernden Verteilung bei den Bauwerkskosten hat nicht nur Einfluss 
auf die Höhe der Rohbau- und Ausbaukosten, sondern auch auf die Nutzungsdauer von 
Wohngebäuden.25 Die mittlere Nutzungsdauer von Gebäuden ergibt sich aus den anteiligen 
Kosten von Bauteilen in Verbindung mit den entsprechenden Nutzungsdauern und der damit 
verbundenen Ersatzhäufigkeit und liegt damit heute bei dieser Betrachtungsart eines reprä-
sentativen (Referenz-)Wohngebäudes nur noch bei ca. 36 Jahren.  
 

 
Abbildung 10: Entwicklung der Prozentanteile der Einzelgewerke an den Bauwerkskosten im Wohnungsneubau 
(ARGE-Kostenindex, Bezug TypengebäudeMFH) unter Berücksichtigung der Mehrwertsteuer; Zeitraum: 1. Quartal 
2000 bis 4. Quartal 2024; in Prozent  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 
Die Untersuchungen zeigen, dass die Qualitätsstandards im Hinblick auf die Bauwerks-
kosten inzwischen ausgereizt sind.26  

Das Bewusstsein der Zusammenhänge zwischen Qualität und Kosten ist eine der fundamen-
talen Voraussetzungen des bautechnischen und kostenoptimierten Bauens. Bereits bei der 
Planung ist zu prüfen, ob bestimmte kostenintensive Ausführungen und Ausstattungen in der 
vorgesehenen Art und Weise notwendig und bedarfsgerecht sind. Diesen Betrachtungen ste-
hen allerdings grundsätzliche Trends bei der aktuellen Nachfrageentwicklung entgegen, die 

 
24 [ARGE 2019b] 
25 Definition aus ĂNutzungsdauertabellen f¿r Wohngebªudeñ (Pfeifer, Bethe, Fanslau-Gºrlitz, Zedler): ĂDie Nut-
zungsdauer von Bau- und Anlagenteilen von Wohngebäuden ist der Zeitraum der geplanten Nutzung bei gleich-
bleibend dauernden Anspr¿chen, Wirtschaftlichkeit, Umweltvertrªglichkeit und Nutzungsgerechtigkeitñ, die Nut-
zungsdauer kann sich somit teilweise deutlich von der Lebensdauer unterscheiden      
26 vgl. [ARGE 2013], [ARGE 2019b], [ARGE 2023a], [ARGE 2023c], [ARGE 2024a] 
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sowohl im Eigentumswohnungsbau als auch im Mietwohnungsbau immer höhere Qualitätsan-
sprüche aufzeigen.   

Angesichts der sich stark entwickelnden Baukosten einerseits und andererseits der zuneh-
menden Überforderung der gesamten Wertschöpfungskette Bau (planende, ausführende, pro-
duzierende als auch regulierende Beteiligte) mit der zunehmenden, stets komplexer werden-
den Bandbreite der für den Bau geltenden Regelwerke (Normen, Gesetze, Vorschriften, Ver-
ordnungen und Baubestimmungen etc.), hat sich eine wichtige Diskussion um die qualitativen 
Standards für den Wohnungsbau entwickelt.  
 
Es geht um die grundsätzliche Frage, welche baulichen, technischen und funktionalen 
Standards wünschenswert und realisierbar, welche verzichtbar und über einen gemein-
sam zu definierenden Qualitätsmaßstab hinausgehend überflüssig erscheinen. 
 
 

2.2 Gestehungskosten für den Wohnungsbau in deutschen (Groß-) 
Städten 
 

Über allgemeine Preissteigerungen hinaus führen vor allem gestiegene Qualitätsansprüche 
und ordnungsrechtliche Anforderungen beispielsweise in Bezug auf Energieeffizienz, Barrie-
refreiheit, Standsicherheit, Brand- und Schallschutz, Schnee-, Sturm- und Erdbebensicherheit 
sowie eine Vielzahl von kommunalen Auflagen, insbesondere in den letzten Jahren, zu deut-
lich erhöhten Kosten im Wohnungsbau. Eine dynamische Regelsetzung sowie das komplexe 
Gefüge der technischen Normen verhindert, dass vor allem kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) Skaleneffekte erzielen können und dadurch produktiver werden. Stattdessen müssen 
sie ein laufendes Management des baurechtlichen Instrumentenkastens bewältigen, was die 
allgemeinen Geschäftskosten belastet.27 

 

Abbildung 11: Darstellung der festgestellten Herstellungs- und Grundstückskosten in deutschen Großstädten; 
Aufschlüsselung in die einzelnen Kostengruppen unter Nennung der jeweils festgestellten Kostenspannen 
(von/bis) und Medianwerte (Median); Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Kostenstand: 4. Quartal 2024, Angaben 
in Euro je Quadratmeter Wohnfläche, inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 
27 Vgl. [ARGE 2015], [ARGE/Pestel 2018], [ARGE2019a], [ARGE 2021] 
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Die vorhandene Kostenspanne bei den Herstellungskosten für den Geschosswohnungsneu-
bau liegt aktuell zwischen ca. 3.300 und ca. 8.300 ú je Quadratmeter Wohnflªche (im Median 
ca. 4.470 ú/mĮ Wfl.) und besitzt in allen deutschen Großstädten eine ähnliche Größenordnung. 
Grundsätzlich wird das Kostenniveau im Wohnungsneubau immer direkt durch die Individua-
lität eines Projekts inklusive der vorhandenen projektspezifischen Besonderheiten bzw. pri-
mären Kostenfaktoren28 beeinflusst.  
 
Der dynamische Schub durch die Bauwerkskostensteigerungen der letzten Jahre ergab sich 
zwischen dem Jahr 2000 und Ende 2023. Auf den Abbildungen 11 - 13 zeigen sich die dra-
matischen Auswirkungen auf die Herstellungs- und Grundstückskosten für den Geschosswoh-
nungs- und damit Mietwohnungsbau in deutschen Großstädten. Das erste Quartal 2020 liefert 
damit einen Blick auf den letzten Kostenstand vor der Corona-Pandemie.  
 
Zum weiteren Vergleich zeigt die Abbildung 12 den Median des Kostenniveaus im Jahr 2010 
in Hºhe von ca. 2.180 ú/mĮ Wfl., der im Zeitraum von 10 Jahren um rd. 40 %, auf ca. 3.030 
ú/mĮ Wfl. gestiegen ist (siehe Abbildung 13).  
 
Eine ähnliche Kostensteigerung erfolgte im Anschluss in einem Zeitraum von lediglich 3 Jah-
ren während der Coronapandemie (siehe Abbildung 14). 
 

 
Abbildung 12: Darstellung der festgestellten Herstellungs- und Grundstückskosten in deutschen Großstädten; 
Aufschlüsselung in die einzelnen Kostengruppen unter Nennung der jeweils festgestellten Kostenspannen 
(von/bis) und Medianwerte (Median); Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Kostenstand: JD 2010, Angaben in Euro 
je Quadratmeter Wohnfläche, inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 
28 z.B. primäre Kostenfaktoren (Wettbewerbe, Fachgutachten, Planungsvorgaben, Baustellenlogistik, Abbrucharbei-
ten, Kampfmittelsondierung/-beseitigung, Dekontamination/Bodenaustausch, Baugrubenverbau, Wasserhaltung, 
Gründung, Tiefgarage, Teilkeller/Vollkeller, Balkone/Loggien, Aufzugsanlagen, energetische Standards, Barriere-
freiheit, Qualität der Außenanlagen etc.) 
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Abbildung 13: Darstellung der festgestellten Herstellungs- und Grundstückskosten in deutschen Großstädten; 
Aufschlüsselung in die einzelnen Kostengruppen unter Nennung der jeweils festgestellten Kostenspannen 
(von/bis) und Medianwerte (Median); Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Kostenstand: 1. Quartal 2020, Angaben 
in Euro je Quadratmeter Wohnfläche, inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 
 

 
Abbildung 14: Zusammenfassende Darstellung der festgestellten Entwicklung bei den Herstellungs- und Grund-
stückskosten in deutschen Großstädten vom 1. Quartal 2020 bis zum 4. Quartal 2024; Aufschlüsselung in die ein-
zelnen Kostengruppen unter Nennung der jeweils festgestellten Medianwerte (Median) und der jeweiligen prozen-
tualen Kostenentwicklung; Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Angaben in Euro je Quadratmeter Wohn-fläche, 
inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 
In den 3 Jahren zwischen 2020 und 2023 sind nahezu alle Kostengruppen für die Herstellung 
von Geschosswohnungsbau in deutschen Städten und Oberzentren um mindestens 42 % an-
gewachsen. Im 4. Quartal 2024 liegen die Mediankosten bei 4.472,95 ú/mĮ Wfl. und sind noch-
mals um 3,6 % zum Vorjahr gestiegen.  
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Über den Median hinaus: 
 
Ein weiteres Auswertungsergebnis zeigt auf der Abbildung 15 das Kostenniveau der Herstel-
lungs- und Grundstückskosten in deutschen Großstädten. Schon der Anteil des Medianwerts 
in Hºhe von 24,1 % und einem Kostenniveau von 3.588,76 ú/mĮ Wfl. deutet auf eine sehr 
heterogene Verteilung der Baukostenhöhe hin. 
 
Lediglich 5,2 % der Bauvorhaben liegen unterhalb eines Kostenniveaus von > 3.000 ú/mĮ Wfl., 
das sowohl unter Einhaltung von gesetzlichen Mindestanforderungen sowie einer auskömmli-
chen Gebäudeausstattung umsetzbar ist. Der Median liegt somit rd. 20 % über diesem mögli-
chen Kostenniveau von 3.000 ú/mĮ Wfl.  
 
Bezieht man die kostenmäßig über dem Median liegenden Bauvorhaben ein, handelt es sich 
um über 60 % der Bauvorhaben, die mit über 20 % und höheren Baukosten Projekte realisie-
ren, deren Kosten bei stringent ökonomischer Betrachtung und effizienter Planung weit darun-
ter liegen könnten. 
 

 
Abbildung 15: Darstellung der Häufigkeitsverteilung bei den Bauwerkskosten in deutschen Großstädten, Stand 4. 
Quartal 2024; Bestimmung der Medianwerte (Median) und Perzentile; Bezug: Geschosswohnungsneubau; Anga-
ben in Euro je Quadratmeter Wohnfläche, inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 
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Nur die Baulandpreise sind in diesen Zeitraum nicht so stark angestiegen, hatten sich aber 
schon vorher (siehe Abbildung 16) problematisch29 entwickelt. 
 

 
Abbildung 16: Preisentwicklung im Wohnungsbau und für Bauland im Vergleich zur Entwicklung der Verbraucher-
preise  
Quelle: [Pestel 2022a] auf Basis Statistisches Bundesamt; Verbraucherpreisindex bis November 2021; Preise im 
Wohnungsbau anhand der Entwicklung der ĂVeranschlagten Kosten des Bauwerkesñ bei den Baugenehmigungen 
Januar bis September 2021 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 

 
Bei den ausgewerteten Bauvorhaben, z.B. in Hamburg30, ist projektbezogen das Zusammen-
wirken von in der Regel zwischen 10 und 25 verschiedenen projektspezifischen Besonderhei-
ten bzw. primären Kostenfaktoren festzustellen (Median je Projekt in Hamburg: 15). Hierbei 
handelt es sich um eine großstadttypische Häufung. 
 
Grundsätzlich können nur die Städte und Gemeinden mittels ihrer Planungshoheit Bauland 
schaffen. Dort liegt die politische Verantwortung für eine ausreichende Baulandbereitstellung. 
Ein anhaltender, struktureller Baulandmangel verhindert in diesem Zusammenhang auch eine 
Ausweitung von Bautätigkeit in den Ballungsräumen. 
 
Knappheit führt zu Preissteigerungen; dies gilt auch für Bauland. Die Entwicklung der Bau-
werkskosten und der Preise für Bauland zeigt die vorstehende Abbildung.  
 
Der Rückgang der Bautätigkeit in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre ließ offensichtlich keine 
Preissteigerungen mehr zu. Erst ab etwa 2010 näherte sich der Preisindex des Wohnungs-
baus wieder der Entwicklung der Verbraucherpreise an und die Baukosten von Mehrfamilien-
häusern haben diesen Index im Jahr 2016 erstmals seit 1995 übertroffen, jetzt auch mit zu-
nehmender Tendenz. Demgegenüber ist die Entwicklung der Baulandpreise zu sehen, die sich 
seit 2000 allein bis 2021 um rund 160 % erhöht haben. Die Grundstückskosten bei Projekten 
des Wohnungsneubaus umfassen in deutschen Großstädten im Mittel ca. 16 % der gesamten 
Investitionskosten.  
 
Bei bestimmten Bauprodukten und Baustoffen hatte sich eine sehr dynamische Preisentwick-
lung, verbunden mit einer hohen Schwankungsintensität auf teilweise sehr hohen Preisni-
veaus, ergeben. Auch wenn sich die Situation überdies ebenfalls im Hinblick auf die Verfüg-
barkeit von international gehandelten Baumaterialien wieder stabilisiert hat, wirken die noch 
immer augenfälligen Preisniveaus weiterhin kostentreibend. 

 
29 Vgl. auch [ARGE 2023c] 
30 [ARGE 2017], [ARGE 2022c], [ARGE 2023c] 
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Über Preissteigerungen hinaus führen vor allem gestiegene Qualitätsansprüche und ord-
nungsrechtliche Anforderungen beispielsweise in Bezug auf Energieeffizienz, Barrierefreiheit, 
Standsicherheit, Brand- und Schallschutz, Schnee-, Sturm- und Erdbebensicherheit sowie 
eine Vielzahl von kommunalen Auflagen,31 insbesondere in den letzten Jahren, zu deutlich 
erhöhten Kosten im Wohnungsbau. 

 

Eine dynamische Regelsetzung sowie das komplexe Gefüge der technischen Normen verhin-
dert, dass vor allem kleine und mittlere Unternehmen (KMU) Skaleneffekte erzielen können 
und dadurch produktiver werden. Stattdessen müssen sie ein laufendes Management des 
baurechtlichen Instrumentenkastens bewältigen, was die allgemeinen Geschäftskosten belas-
tet.32 
 

Im Rahmen der durchgeführten bauwerkskostenbezogenen Detailbetrachtungen konnte über 
diese deutlichen Kostenanstiege hinaus eine grundsätzliche Veränderung der Verteilung bei 
den Bauwerkskosten festgestellt werden.  
 
Der Kostenschwerpunkt hat sich zwischen 2000 und 2024 immer weiter von den Leistungsbe-
reichen des Rohbaus in die Leistungsbereiche des Ausbaus verlagert. In der heutigen Bau-
praxis liegt der Kostenanteil für die Ausbaugewerke bei 56,9 %. Ursächlich sind hierfür vor 
allem die überdurchschnittlichen Preis- und Kostenanstiege im Bereich Ausbau, welche auf 
der Kostenseite zu einem Großteil auf verschärfte gesetzliche Anforderungen, normative Vor-
gaben und veränderte Qualitätsansprüche im Wohnungsbau zurückzuführen sind.   

 

Aus dieser veränderten Verteilung der Bauwerkskosten ergeben sich bestimmte Effekte für 
den Wohnungsbau, die sich insbesondere auf deren Nutzungsdauer negativ auswirken. Durch 
den erhºhten Kostenanteil in den Ăkurzlebigen Bereichenñ, insbesondere im Hinblick auf die 
ĂTechnischen Anlagenñ mit teilweise sehr kurzen Austauschintervallen einzelner Komponen-
ten, ergibt sich zusehends eine verkürzte Nutzungsdauer der Gebäude. Bei einer steuerrecht-
lichen Betrachtungsweise ist die mittlere Nutzungsdauer aller Komponenten eines Neubaus 
aus den oben genannten Gründen bei Wohnungsbauten mittlerweile bei einem durchschnittli-
chen Wert von unter 36 Jahren angelangt und weist außerdem weiter einen eindeutig negati-
ven Entwicklungstrend auf.  
 
Dieser festgestellte verstärkte Gebäudeverschleiß ist mit einem ansteigenden Investitionsbe-
darf beim Gebäudeerhalt verbunden. Deshalb sollte eine sich fortsetzende Anpassung von 
Abschreibungsmöglichkeiten auf den tatsächlichen Werteverzehr im modernen Wohnungsbau 
geprüft werden.  
 
Eine umfassende und Tabu-freie Diskussion um gewünschte oder vermeintlich notwen-
dige Standards für den Wohnungsbau muss nun dringend und zeitnah geführt werden, 
ein ñweiter soñ kann es nicht mehr geben. 

  

 
31 [ARGE 2023a] 
32 Siehe auch [ARGE 2015] 
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3. Baugeschehen und Investitionsbedingungen 
 
ü Die quantitativen Versorgungsziele am Wohnungsmarkt werden seit Jahren ver-

fehlt. Auch die qualitative Versorgung ist im Ungleichgewicht: Wohnraum steht teils 

extrem ungleich zur Verfügung.  

 
ü Der Wohnungsmarkt droht seine Verteilungs- und Versorgungsfunktion zu verlie-

ren, weil die Marktmechanismen nur noch teilweise greifen. Die Resilienz der Ăkriti-

schen Infrastruktur Wohnenñ in Deutschland ist gefährdet. 

 

ü Die Aktionsfelder der Wohnungswirtschaft weisen wachsende Zielkonflikte auf: Der 

Handlungsbedarf bei der notwendigen Weiterentwicklung des Bestands (Moderni-

sierung und Dekarbonisierung) sowie der Neubau konkurrieren um das knappe Ei-

genkapital. 

 

ü Die Kombination aus gestiegenen Baukosten und gestiegenen Zinsen würgt den 

Wohnungsneubau ab. Stark gestiegene Herstellungskosten erfordern mehr Kapi-

taleinsatz. Das Eigenkapital reicht immer weniger weit: Für 1 m2 Neubau-Wohnflä-

che von 2020 bekommt man 2025 nur mehr 0,76 m2.  

 
ü Die Zinsentwicklung Ăzerlegtñ die Kalkulationen f¿r Wohnungsneubau regelrecht, 

weil beim Fremdkapital der Zins doppelt zuschlägt: durch höheren Finanzierungs-

bedarf und gestiegenen Zinssatz.  

 

ü In der Folge explodiert der Kapitaldienst, um +81,4 % gegenüber 2020. Pro Quad-

ratmeter Wohnfläche müssen im Neubau monatlich rd. 6 Euro nur für Zinsen her-

eingeholt werden (2020: rd. 1 Euro). Auch die weiteren Kosten u.a. für Hausverwal-

tung, Instandhaltung, Mietausfallrisiko sind gestiegen. 

 

ü Schon eine Senkung der Herstellungskosten um ca. 280 Euro/m2 reduziert den er-

forderlichen Kapitaldienst um 1 Euro/m2 und Monat.   

 
ü Die Herstellungskosten sind der Hebel für die späteren Wohnkosten. Jeder Euro 

Reduktion bei Bauwerk und Grundstück schafft Spielraum beim Eigenkapital und 

vermindert das ĂZins-Echoñ. 
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Der ausgeprägte Wohnungsmangel in Deutschland erfordert zusätzlichen Wohnraum. Hierzu 
ist der Neubau von Wohnungen erforderlich, in der Regel auf dafür geeignetem Wohnbauland 
(durch Neuausweisung, Umwidmung, Konversion etc.). Hinzu kommen Möglichkeiten, den 
Wohnungsbestand durch An- und Aufbauten (z.B. auch Dachgeschosse) zu ergänzen und auf 
diesem Wege zusätzliches Wohnungsangebot zu erzeugen. Zudem bietet der bestehende 
Wohnungsbestand auch in seiner heutigen Form bereits Potenziale für eine bessere Ausnut-
zung. Zu den Entwicklungen in diesen unterschiedlichen Bereichen und den dadurch entste-
henden Voraussetzungen für mehr Wohnraum in Deutschland wird im Folgenden zunächst 
einzeln ein Überblick gegeben. Daran anschließend werden in einer gemeinsamen Betrach-
tung die aktuellen Hemmnisse integriert in den Blick genommen, insbesondere bei Investitio-
nen und deren Finanzierung. 

 

3.1 Baugenehmigungen, -fertigstellungen und -überhang 
 

 
Abbildung 17: Baugenehmigungen und -fertigstellungen, 2014-2024, Deutschland.  
Quelle: [DESTATIS 2025a; DESTATIS 2025b] 

Für eine Einordnung der aktuellen Bauleistung in Deutschland soll der Blick zunächst auf das 
vorgelagerte Genehmigungsgeschehen gerichtet werden. Genehmigungen schaffen die Vo-
raussetzung für künftige Fertigstellungen von Wohnungen, daher dient diese Kennzahl als 
wichtiger Frühindikator für Veränderungen im Baugeschehen. 
 
In den zurückliegenden Jahren wurde das von der Bundesregierung postulierte Ziel von jähr-
lich 400.000 Neubauwohnungen auch bei den Baugenehmigungen kein einziges Mal erreicht 
[Bundesregierung 2022]. Seit 2016 stiegen die Genehmigungszahlen zunächst auf ein Niveau 
von circa 350.000 Wohnungen. Dem steht die Entwicklung der letzten drei Jahre entgegen: 
Seit 2021 sank die Zahl der ausgestellten Baugenehmigungen für Wohnungen um mehr als 
43 % zurück auf 215.900 Einheiten im Jahr 2024. Einen Rückgang dieses Ausmaßes gab es 
in Deutschland zuletzt zur Jahrtausendwende (1999-2001), damals jedoch unter deutlich an-
deren Bedingungen auf den Wohnungsmärkten. Für den zu erwartenden Wohnungsbau der 
nächsten Jahre ist diese Entwicklung besorgniserregend. Zuletzt wiesen die Werte für Januar 
2025 mit bundesweit rund 18.000 Einheiten einen Zuwachs um 6,9 % gegenüber dem Vorjah-
resmonat aus. Damit setzt sich der vorsichtig positive Trend aus dem Dezember 2024 (hier 
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rund 5 % mehr als im Vorjahresmonat) fort [DESTATIS 2025e]. Ob dies als Ausgangspunkt 
für eine Erholung ausreicht, bleibt abzuwarten. 
 
Deutlicher Einbruch über alle Gruppen von Bauherr:innen hinweg 
 

 
Abbildung 18: Baugenehmigungen nach Bauherrinnen und -herren, 2015-2023, Deutschland.  
Quelle: [DESTATIS 2025c] 

 
Beim Rückgang der Baugenehmigungen seit 2022 bleibt kein Hauptakteur des Wohnungs-
baus außen vor. Seit 2022 halten sich sowohl Projektentwickler, Wohnungsunternehmen als 
vor allem auch private Bauherr:innen zunehmend zur¿ck. Allein bei den privaten ĂHªuslebau-
ernñ sank die Zahl der Baugenehmigungen 2023 um mehr als 80.000 Einheiten gegen¿ber 
2021. Bei Projektentwicklern und Wohnungsunternehmen betrug der Rückgang jeweils rund 
30.000 Einheiten. Der allgemeine Genehmigungsrückgang von 2024 (s.o.) ist in der Differen-
zierung nach Bauherr:innen statistisch noch nicht erfasst. 
 
Auch die Zahl der Baufertigstellungen verfehlte in jedem der zurückliegenden Jahre die pos-
tulierten Neubauziele (Abb.17). Das gilt auch für die aktuelle Zielvorgabe der jüngst veröffent-
lichten Wohnungsbedarfsprognose des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
[BBSR 2025]. Insgesamt blieben die Fertigstellungszahlen im Betrachtungszeitraum recht 
stabil. Ihren Höchstwert erreichten sie mit knapp über 300.000 Einheiten im Jahr 2020. Seit 
2017 wurden jedes Jahr mindestens 275.000 Wohnungen fertiggestellt, seit 2019 stets um die 
290.000 Wohnungen. (Werte für 2024 lagen zum Zeitpunkt der Berichtserstellung nicht vor.) 
Dennoch fehlen Jahr für Jahr, je nach Zielvorgabe, rein quantitativ mehrere zehntausend Woh-
nungen.33  
 
Der Vergleich von Baugenehmigungen und Fertigstellungszahl lässt das Bestreben erkennen, 
die Voraussetzungen für mehr Wohnungsbau zu schaffen: Fast über den gesamten Betrach-
tungszeitraum hinweg wurden pro Jahr mehr Wohnungen genehmigt als fertiggestellt, es 
ergab sich ein sogenannter Bauüberhang. 2023 dreht sich dieses Bild indes, seither wird erst-
mals effektiv von der ĂReserve Bau¿berhangñ gezehrt. Auf den Bau¿berhang lohnt sich daher 
ein dezidierter Blick (siehe unten). 
 
 
 

 
33 Eine Einschätzung zur qualitativen Passgenauigkeit dieser Bauleistung (mit Blick bspw. auf Woh-
nungsgrößen oder auch Ausstattungsmerkmale) bleibt an dieser Stelle außen vor. 
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Kreisfreie Großstädte besonders betroffen 
 

 
Abbildung 19: Wohnungsbau und Leerstand in den kreisfreien Großstädten in Deutschland, 2005-2023.  
Quelle: [empirica-regio Marktdatenbank 2025] 

 
Der bundesweite Blick auf die zentralen Indikatoren zum Baugeschehen beinhaltet alle Teil-
märkte, unabhängig davon, ob sie angespannt sind oder nicht. Blickt man lediglich auf die 
kreisfreien Großstädte, deren Wohnungsmärkte tendenziell stärker angespannt sind, zeigt 
sich ein kritisches Bild. In diesen Städten wurde der Höhepunkt der Genehmigungen bereits 
2016 erreicht. Seither geht die Zahl der Genehmigungen faktisch jedes Jahr zurück. Aktuell 
wird ein Niveau erreicht wie zuletzt 2013. Die Baufertigstellungen in diesen Städten blieben 
bis 2023 stets unterhalb des Genehmigungsniveaus und erreichten im Spitzenwert maximal 
92.365 Wohnungen. Seit 2020 geht auch deren Zahl zurück, aktuell liegt sie leicht über der 
Anzahl genehmigter Wohnungen.34  
 
Für die hier betrachtete Gruppe der kreisfreien Großstädte können Daten zum Wohnungs-
leerstand aus der empirica-regio Marktdatenbank zur Kontextualisierung herangezogen wer-
den. Die Leerstandsentwicklung zeigt für diese Gruppe ein eindeutiges Bild: Die seit 2006 
mehr als halbierte Quote auf ein Niveau von 2023 unter 1,5 % weist unzweifelhaft auf eine 
deutliche Verknappung von verfügbaren Wohnungen hin [empirica-regio Marktdatenbank 
2025]. Mithin wird der Rückgang bei den Baugenehmigungen und ï zeitlich verzögert ï bei 
den Fertigstellungen problemverschärfend wirken. Die erforderlichen Entlastungen durch zu-
sätzliche Wohnungen fallen bei kreisfreien Großstädten dieser Gruppe schon seit etlichen Jah-
ren viel zu gering aus, das Problemniveau nimmt im Gegenzug zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
34 Die Fertigstellungszahlen für 2024 lagen zum Zeitpunkt der Berichtserstellung noch nicht vor. 
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Abbildung 20: Genehmigungen, Fertigstellungen und Bauüberhang, 2014-2024.  
Quelle: [DESTATIS 2025a; DESTATIS 2025b; DESTATIS 2025d] 

 
Zwischen der Genehmigung und der Fertigstellung von Bauprojekten liegt die Realisierungs-
phase. Statistisch befindet sich ein Bauvorhaben in dieser Zeit im sogenannten Bauüberhang. 
Der Bau¿berhang wird vielfach als ĂNeubaureserveñ angesehen, weil hier selbst bei temporªr 
niedrigen Genehmigungszahlen theoretisch das Potenzial für zeitnah kommende Fertigstel-
lungen besteht. Dies setzt allerdings voraus, dass ein ausreichender Überhang vorhanden ist 
und die darin enthaltenen einzelnen Bauprojekte tatsächlich begonnen bzw. zeitnah in die Re-
alisierung gebracht werden. 
 
Der Bauüberhang erhöhte sich bis 2022 kontinuierlich und erreichte zwischenzeitlich mit ei-
nem Volumen von über 800.000 Wohnungen rechnerisch zwei vollständige Jahresneubaube-
darfe. Beim Bauüberhang handelt es sich um genehmigte, aber noch nicht begonnene bzw. 
nicht fertiggestellte Bauten (abzüglich der abgebrochenen Projekte). Ein weiterer Einflussfak-
tor auf den Bauüberhang bildet die Veränderung der Realisierungszeiten am Bau. Mit der mitt-
leren Dauer der Realisierung wächst auch der Bauüberhang an. Schon 2022 dauerte bei-
spielsweise die Realisierung eines (komplexen) Wohnungsbauvorhabens in Berlin im Schnitt 
28 Monate ï was einem Anstieg um acht Monate gegenüber 2016 bedeutet [IBB 2024]. 
 
Eine große Rolle spielt zudem, wann ein genehmigtes Vorhaben tatsächlich begonnen wird 
bzw. wie schnell wichtige Zwischenschritte erreicht werden. Der Status Ăunter Dachñ stellt bei-
spielsweise einen besonderen Meilenstein dar, weil ab diesem Zeitpunkt die Abhängigkeit der 
Arbeiten von der Witterung deutlich abnimmt. 
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Abbildung 21: Status der Baureife Ănoch begonnenñ / Ăunter Dachñ / ĂBau begonnenñ, 2014-2023.  
Quelle: [DESTATIS 2023a] 

 
Die Abbildung 21 zeigt den Zusammenhang zwischen einzelnen Phasen hin zur Baureife. Seit 
2014 wuchs die Zahl der genehmigten, aber nicht begonnenen Bauvorhaben von rund 162.000 
auf zuletzt 309.000 Wohneinheiten (+90,5 %). Die Zahl der im Bau befindlichen Wohnobjekte 
nahm in beiden Teilkategorien ĂBau begonnenñ und Ăunter Dachñ ebenfalls zu, wenn auch 
weniger dynamisch. Hier ist indes auffällig, dass nicht so weit gediehene Vorhaben schneller 
zunehmen als diejenigen Ăunter Dachñ. Dahinter verbergen sich als wesentliche Hintergrund-
faktoren vor allem die stetig zunehmende Bauzeit und die wachsende Komplexität des Woh-
nungsbaus, die sich offenkundig vor allem in den ersten Bauabschnitten auswirkt. Die sin-
kende Anzahl an neuen Eigenheimen, die insgesamt weniger komplex und schneller zu bauen 
sind, wirkt sich verstärkend aus. Im Jahr 2023, in dem erstmals die Genehmigungszahlen ein-
knicken (vgl. Abbildung 17), geben auch die Zahlen der Objekte im Bau nach. Auffällig ist 
dabei, dass die nicht begonnenen Wohnungsbauprojekte trotz sinkender Genehmigungszah-
len weiter steigen. Dieser Einbruch der genehmigten und begonnenen Bauprojekte im Jahr 
2023 lässt den Rückschluss zu, dass in den kommenden zwei bis drei Jahren die Grundlage 
dafür fehlen wird, das aktuelle Fertigstellungsniveau zumindest zu halten (geschweige denn 
zu erhöhen) [IBB 2024]. Hieran wird deutlich, dass insbesondere die Zahl der Baubeginne ï 
viel mehr als Genehmigungen oder Fertigstellungen ï wichtige Rückschlüsse über die Aus-
lastung der Baukapazitäten und die perspektivisch zu erwartenden Fertigstellungen liefert. Vor 
diesem Hintergrund wäre es sinnvoll, detailliertere Informationen über Baubeginn und den 
Status von Wohnungsbauprojekten zu erfassen und nachzuhalten. 
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3.2 Verfügbarkeit von Bauland und Potenziale im Bestand 
 

 
Abbildung 22: Baureife Baulandreserven von über IEP hinaus als Anteil an der Siedlungsfläche WIG in Prozent.  
Quelle: [BBSR 2022] 

 
Elementar für den Wohnungsneubau ist die Verfügbarkeit von geeignetem Bauland. Insbe-
sondere baureife Flächenreserven begünstigen die relativ zeitnahe Schaffung von neuen 
Wohnungen. Aktuelle Untersuchungen zeigen, dass sich die Verfügbarkeit von geeignetem 
Bauland je nach Siedlungsstruktur stark unterscheidet [BBSR 2022]. Größere Baulandreser-
ven finden sich vor allem in Landgemeinden, hier beträgt der Anteil an der Siedlungsfläche 
knapp über 2 %.  
 
Ein Mangel an Wohnbaulandreserven zeigt sich insbesondere dort, wo auch die Mehrheit der 
angespannten Wohnungsmärkte siedlungsstrukturell zu verorten sind: in den urbanen, groß-
städtischen Räumen. Diese innerstädtischen Vorhaben weisen zudem typischerweise höhere 
Bodenkosten auf [NBank 2025].   
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Abbildung 23: Baufertigstellungen im Bestand von Wohn- und Nichtwohngebäuden, 2014-2023, Deutschland.  
Quelle: [DESTATIS 2025b] 

Angesichts solcher Restriktionen, die von der Knappheit an geeignetem Bauland für den Woh-
nungsbau ausgehen, richtet sich die Aufmerksamkeit aus gutem Grund auch auf die Möglich-
keit, zusätzliche Wohnungen im Kontext bestehender Gebäude und Siedlungsstrukturen zu 
schaffen. Dabei kann es sich um Aufstockung, Dachgeschossausbau oder Anbau handeln.  
Vielfach werden bereits explizite Nachverdichtungsstrategien verfolgt, um solche Potenziale 
im Wohnungsbestand gezielt zu aktivieren. Allerdings lässt sich dies in den Genehmigungs-
zahlen für entsprechende Maßnahmen kaum ablesen (siehe Abbildung 20). Maßnahmen für 
zusätzlichen Wohnraum im Bestand erreichten ï trotz der erhöhten Anstrengungen ï in den 
zurückliegenden Jahren nie mehr als 50.000 Einheiten. Damit liefert dieser Bereich zwar einen 
recht konstanten, jedoch in seiner Entlastungswirkung überschaubaren Beitrag zur Schaffung 
neuen Wohnraums. Grund dafür ist unter anderem, dass die Ziele der jeweiligen Eigentü-
mer:innen intransparent sind oder stark auseinanderfallen [InWIS 2025]. Auch entsprechen 
die teils sehr hohen Dichtewerte, die unterstellt werden, oft nicht der Planungsrealität. Darüber 
hinaus ist diese Art der Entwicklung neuen Wohnraums zwar nachhaltig, jedoch auch sehr 
personalaufwändig, was die ohnehin überlasteten kommunalen Ämter vor zusätzliche Lasten 
stellt. Oftmals kommen planungs- oder genehmigungsrechtliche Hürden, erforderliche Son-
derexpertisen, Altlastenproblematiken oder komplexe Herausforderungen bei den Gegeben-
heiten der konkreten Liegenschaften hinzu [InWIS 2025]. 
 
Die zitierte Studie hält fest: ĂDie Innenentwicklung ï unabhängig von der konkreten Strategie 
ï kann offenbar nicht der einzige Weg sein, wenn es gelingen soll, kurzfristig (ausreichenden, 
bezahlbaren) Wohnraum vor allem in den Regionen mit hohem Bedarf zu schaffen.ñ [InWIS 
2025]. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass eine Fokussierung auf solche ï an sich nach-
haltigen ï Strategien der Nachverdichtung allein nicht ausreichen wird, um die aktuellen Defi-
zite an Wohnraum zu beheben. Zu vielschichtig und kleinteilig sind offenbar die erforderlichen 
Zugänge, um durch Maßnahmen im Bestand und Innenentwicklung einen höheren Lösungs-
beitrag zu erzielen. Als hinderlich erweisen sich kleinteilige Eigentümerstrukturen, mangelnde 
Einflussmºglichkeiten auf die entsprechenden Akteure oder Widerstand vor Ort (Ănimby: not 
in my backyardñ), um nur einige zu nennen. Auch sind aufgrund der Kleinteiligkeit Fragen hin-
sichtlich der eingesetzten Planungsressourcen im Vergleich zum Ertrag (Anzahl der realisier-
ten Wohnungen) zu stellen. Eine einseitige Fokussierung auf solche Ansätze birgt zudem das 
Risiko, dass im Falle einer Überschätzung des Potenzials andere Optionen für mehr 



Wohnungsbau in Deutschland 2025 ï Quo Vadis?   
 

 

 37 

Wohnungsbau unvorbereitet bleiben, etwa in Form der Schaffung oder Entwicklung von Bau-
land ï und vorrangig im Kontext bestehender Siedlungsgebiete, die dadurch entlastet werden 
sollen. 
Parallel sind darüber hinaus Maßnahmen zur Vereinfachung der Schaffung von Wohnungs-
raum im Bestand zu ergreifen. Die 2023 novellierte BauNVO des Landes Niedersachsen liefert 
ein bemerkenswertes Beispiel dafür, wie sich mit einer allgemeinen gesetzlichen Vereinfa-
chung die Regulierungen für das Bauen im Bestand auf ein sinnvolles Maß begrenzen lassen. 
Maßstab dafür ist vielfach derjenige Regulierungsrahmen, der zum Zeitpunkt der Genehmi-
gung des Bestandsgebäudes galt [Wolters Kluwer 2025].  
 
 

3.3 Fehlallokation in der Wohnungsversorgung  
 
Weil der Neubau derzeit nicht die erforderlichen Mengen für eine ausreichende Wohnungs-
versorgung liefert, stellt sich die Frage, wie sich diese Unterversorgung in der Lebensrealität 
der Menschen ausdrückt. Mittelwertbetrachtungen wie eine durchschnittliche Wohnfläche von 
47,4 m2 pro Kopf suggerieren auf den ersten Blick eine hohe Auskömmlichkeit der Wohnsitu-
ation in Deutschland [DESTATIS 2025f]. Dies verschleiert jedoch, dass bei einer nähergehen-
den Betrachtung sowohl Über- als auch Unterversorgung im Markt weit verbreitet sind. 
 
Mehr als 9,5 Millionen Menschen in Deutschland leben in zu kleinen Wohnungen, dies ent-
spricht 11 % der Bevölkerung. Im Jahr 2020 betraf dies vor allem Kinder und Jugendliche: 
16,4 % der Minderjährigen leben in einer rechnerisch überbelegten Wohnung, hingegen nur 
3,0 % der Senior:innen ab 65 Jahren (Datenstand 2020).  
 
Blickt man auf die Entwicklung der Überbelegung (siehe hier Abb. 7 und Kapitel 1.1), handelt 
es sich offenkundig um ein Problem, das vor allem städtische Räume betrifft und Hand in Hand 
mit angespannten Wohnungsmärkten geht. Es sind demnach vielfach Haushalte mit Kindern, 
denen insbesondere in städtischen Räumen zu kleiner Wohnraum zur Verfügung steht. Dieser 
Befund geht einher mit der Beobachtung, dass in den letzten Jahren immer weniger große, für 
Haushalte mit Kindern geeignete Wohnungen entstehen. Zugleich haben Haushalte, deren 
Wohnung faktisch zu groß (geworden) ist, in angespannten Wohnungsmärkten keinerlei An-
reize zum Umzug, um eine eher zu große Wohnung für einen Haushalt mit mehr Personen 
freizumachen. Wenn trotz veränderter Bedarfe selbst kleinere Wohnungen aufgrund der 
Marktlage viel teurer wären als die bisherige Wohnung, ist eine individuelle Entscheidung ge-
gen einen Umzug rational nachvollziehbar [IBB 2025; ProPotsdam, RegioKontext 2024]. 
 
Solcherart zementierte Wohnungsmärkte verhindern bedarfsgerechtes Wohnen. Dass dies 
insbesondere bei Haushalten mit Kindern oft zu nicht bedarfsgerechten Wohnverhältnissen 
führt, ist hinsichtlich der Entwicklung und Entfaltung junger Menschen besorgniserregend. Das 
Anliegen, durch besser verteilten Wohnraum die Versorgungsleistung des (bestehenden) 
Wohnungsmarktes zu erhöhen, ist nachvollziehbar, ökonomisch bestechend und zugleich 
nicht neu. Es ist jedoch nicht geeignet, aus eigener Kraft festgefahrene Umzugsketten in Gang 
zu setzen ï insbesondere dann, wenn Knappheitspreise jegliche Anreizfunktion überlagern. 
Diesen wichtigen Impuls kann letztlich nur ein zusätzliches Wohnangebot leisten, das neben 
einem quantitativen Entlastungsbeitrag idealerweise auch fehlende Typologien ergänzt. Die-
ser Impuls-Mechanismus kann in unterschiedlichsten Siedlungskontexten greifen, wenn sich 
der Neubau auf die Anforderungen des konkreten Quartiers fokussiert. 
 
Die Bereitschaft, über den Umzug in eine kleinere Wohnung nachzudenken, ist bei den ent-
sprechenden Haushalten durchaus vorhanden. Eine Befragung des Verbandes Wohneigen-
tum unter den eigenen Mitgliedern aus dem Jahr 2024 offenbart, dass bereits 36 % der dort 
organisierten selbstnutzenden Eigentümer:innen über 60-Jährigen, die ihren Wohnraum als 
zu groß einschätzen, entsprechende Überlegungen gehegt haben [Verband Wohneigentum 
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2024]. Die Befragung erbrachte als größtes Hindernis für mögliche Umzüge ebenfalls das Feh-
len geeigneter Alternativ-Wohnangebote. 
 
Für diese Art von Entlastungsangeboten bedarf es in den unterschiedlichen lokalen Kontexten 
Akteure, die das fehlende Wohnangebot schaffen und ï im Falle von Mietwohnungen ï be-
wirtschaften können. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei allen Aktivitäten, die auf eine bes-
sere Allokation von Wohnraum abzielen, Nutzen und Kosten zumeist auseinanderfallen oder 
zumindest sehr ungleich verteilt sind. Bisherige Förderstrukturen verkennen diesen Problem-
zusammenhang und leisten zumeist keinerlei Entlastungsbetrag [ProPotsdam, RegioKontext 
2024]. Nicht zuletzt aufgrund dessen sind entsprechende Aktivitäten nur sehr sporadisch ver-
breitet und oftmals eher von experimentell-altruistischem Charakter. Gleichwohl ist das Poten-
zial nicht nur rein rechnerisch enorm ï und könnte in Zeiten erschwerter Wohnungsbau-Inves-
titionen wichtige Entlastungsbeiträge für angespannte Wohnungsmärkte leisten. 
 
 

3.4 Finanzierungsbedingungen für die Herstellung von Wohnraum  
 
Um die aktuellen Probleme aktiv angehen zu können, ist ein vertieftes Verständnis der verän-
derten Rahmenbedingungen für Wohnungsbauinvestitionen erforderlich. Neben der Frage der 
Entwicklung von Herstellungskosten, auf die Kapitel 2 vertieft eingegangen wird, spielen vor 
allem die Finanzierung des Wohnungsbaus und hierbei insbesondere die Zinsentwicklung eine 
große Rolle.  
 

 
Abbildung 24: Veränderung der Bauzinsen, 2013-2025.  
Quelle: [Interhyp 2025] 

 
Die Bauzinsen in Deutschland erlebten in den zurückliegenden Jahren eine ungewöhnliche 
ĂAchterbahnfahrtñ. Nach einem mehrjªhrigen R¿ckgang wurde Mitte 2019 ein historisch nied-
riges Niveau von ï je nach Dauer der Sollzinsbindung ï teils unter 1 % erreicht. Vor dem 
zehnjährigen Betrachtungszeitraum lagen die Zinsen noch höher, zu Beginn des Jahrtausends 
beispielsweise bei mehr als 6 %.  
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Der Leitzins der Europäischen Zentralbank (EZB) verharrte ab 2016 für mehrere Jahre bei 
0,0 %. Die Wirkungstiefe dieser besonderen Niedrigzins-Konstellation für den Wohnungsbau 
und die vorgelagerten Märkte wird im Weiteren intensiver beleuchtet. Zentral für die aktuelle 
Situation ist indes der sprunghafte Anstieg der Bauzinsen bis auf ein Niveau von mehr als 4 %, 
der sich im Jahr 2022 in kürzester Zeit vollzog. Grund für diese Zinswende waren die Bemü-
hungen zur Inflationseindämmung seitens der EZB, infolge u.a. des russischen Überfalls auf 
die Ukraine. Die schrittweisen Leitzinsentscheidungen von 0,5 % bis hin zu 4,5 % erfolgten ab 
Juli 2022 innerhalb nur eines Jahres. Das während dieser sogenannten Zinswende erreichte 
Niveau sank 2024 auf rund 3,5 % leicht ab, was somit für aktuelle Bauplanungen mindestens 
zugrunde gelegt werden muss. Abzuwarten bleibt, ob dieses Niveau im Spannungsfeld von 
Milliarden zusätzlicher Staatsverschuldung einerseits und Europäischer Geldpolitik anderer-
seits eine gewisse Stabilität entwickeln kann.  
 
Insgesamt hat das aktuelle Zinsniveau eine noch zentralere Rolle im Wirkungsgeflecht immo-
bilienwirtschaftlicher Investitionen erreicht. Darauf wird mit der folgenden Darstellung vertieft 
eingegangen. 

 

 
Abbildung 25 Entwicklung von Baukosten, Bauaktivitäten, Zinsen und Baulandpreisen in Deutschland 2014-2023.  
Quelle: [DESTATIS 2025a; DESTATIS b; Interhyp 2025; ARGE 2025] 

 
Bau- und wohnungswirtschaftliche Entscheidungen fallen stets im Lichte komplexer Rahmen-
bedingungen. Die Vielfalt der Einflussfaktoren lässt sich an dieser Stelle nur ausschnittsweise 
abbilden und wird im Folgenden auf eine Handvoll Indikatoren beschränkt. Auch anhand die-
ser Auswahl lässt sich das gravierende Dilemma, in das die Immobilien- und Wohnungsmärkte 
zuletzt geraten sind, eindrucksvoll illustrieren. 
 
Vom stetigen Anstieg der Kosten für Bauland und Bauwerksherstellung zeigten sich die Zahlen 
für Genehmigungen und Fertigstellungen lange Zeit erstaunlich unbeeindruckt, trotz der damit 
verbundenen gravierenden Preisdynamik für die Herstellung von Wohnraum. Auch wenn, wie 
oben gezeigt, das absolute Baugeschehen in den letzten Jahren faktisch nie das erforderliche 
Versorgungsniveau erreichte, erwies sich das Genehmigungs- und Baugeschehen in seiner 
Entwicklung als bemerkenswert robust. Möglich wurde dies vor allem durch das historisch 
niedrige Zinsniveau, das sich somit als kalkulatorischer Puffer erwies und den übrigen Widrig-
keiten zum Trotz ein grundsªtzliches ñWeiter soñ beim Wohnungsbau ermºglichte.   
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Eine tiefgreifende Änderung dieses Gesamtbildes erfolgte erst mit der sich rasant vollziehen-
den Zinswende: Auf die steigenden Zinsen reagierten unmittelbar die Baugenehmigungszah-
len. Dass der Rückgang zunächst noch moderat ausfiel, ist darauf zurückzuführen, dass ein 
wesentlicher Teil der hierauf entfallenden Bauprojekte bereits über eine geschlossene Finan-
zierung verfügt haben dürfte. Finanzierungs- und Bauplanung erfolgen im Vorfeld der Geneh-
migung üblicherweise Hand in Hand, sodass mit der Erteilung der Genehmigung die Konditi-
onen unmittelbar fixiert werden können. Bauvorhaben in diesem Stadium waren mithin nicht 
unmittelbar vom Zinsschub getroffen oder wurden sogar umso schneller auf dem Weg ge-
bracht. Erst bei später nachfolgenden Planungen schlug die veränderte Zinslandschaft auf die 
Investitionsrechnung durch, sodass mit etwas Verzögerung die Baugenehmigungszahl sicht-
lich absank. 
 
Wie bereits an anderer Stelle dargestellt, zeigten sich bei den Fertigstellungen bis einschließ-
lich 2023 keine Rückgänge. Auch hier ist davon auszugehen, dass die zu diesem Zeitpunkt in 
Realisierung befindlichen Projekte vertraglich zu den Konditionen vor der Zinswende abgesi-
chert waren. Berücksichtigt man die aktuellen Realisierungsdauern, dürften die Auswirkungen 
auf das Fertigstellungsgeschehen ab 2024, spätestens 2025, sichtbar werden. Das parallele 
Abknicken der Preise für Bauland unterstreicht den Befund, dass auf den Baulandmärkten, die 
dem eigentlichen Wohnungsbau vorgelagert sind, die Folgen der Zinswende deutlich kurzfris-
tiger einschlugen. 
 
In der Gesamtbetrachtung all dieser Indikatoren (s.o.) wird deutlich, welchen durchschlagen-
den Effekt die weitgehend unerwartete Zinsentwicklung 2022/23 für die Bau- und Immobilien-
wirtschaft hatte. Wie ist diese Durchschlagskraft zu erklären? Im Folgenden soll auf die Folgen 
veränderter Zinsen auf zentrale Wirkmechanismen innerhalb der entsprechenden Investitions-
rechnungen eingegangen werden. 
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Exkurs:  
 
Eigenkapital in der Finanzierung und Zielkonflikte von Neubau und Dekarboni-
sierung 
 
Wie f¿r jede Art von Investment bedarf es auch beim Wohnungsbau einer ĂGrundausstattungñ 
an Eigenkapital, u.a. als Risikopuffer, für Vorleistungen wie z.B. für den Erwerb eines Grund-
stücks oder eigene Bauplanungsleistungen vor Baubeginn. Je höher das bei einem Investment 
eingesetzte Eigenkapital, desto günstiger fallen wegen des geringeren Finanzierungsrisikos 
üblicherweise die Konditionen des erforderlichen Fremdkapitals aus. Dies ergibt sich aus der 
höheren Sicherheit für die Finanzierenden, da das Eigenkapital im Verlustfall haftbar gemacht 
wird und damit mögliche Ausfälle decken muss. Das bei Wohnungsbauvorhaben eingesetzte 
Eigenkapital beträgt in der Regel mindestens 20 % (mit diesem Wert wird daher in den folgen-
den Modellrechnungen operiert). Uneinheitlich ist ï je nach handelndem Wohnungsmarktak-
teur ï die renditeseitige Behandlung dieser wichtigen Finanzierungskomponente: Privatwirt-
schaftliche Investoren kalkulieren aufgrund des höheren Risikos in der Regel mit einer Eigen-
kapitalrendite oberhalb des Fremdkapitalzinses. Kommunale Unternehmen indes können auf-
grund ihrer besonderen Aufgabenzuschreibung in der kommunalen Wohnraumversorgung ab-
weichende Ansätze für die Rendite auf das eingesetzte Eigenkapital haben. 
 
Wichtig ist die Bedeutung des Eigenkapitals der Wohnungsunternehmen für anstehende In-
vestitionserfordernisse: Dem größten Teil dieser passiven Bilanzposition stehen auf der Aktiv-
seite in der Regel keineswegs gleich hohe flüssige Mittel gegenüber. Vielmehr ist das Eigen-
kapital typischerweise langfristig Ăin Steinen gebundenñ, bildet sich also im gebauten Immobi-
lienvermögen ab. Flüssig verfügbares Eigenkapital für anstehende Investitionen ist hingegen 
meist ein rares Gut in Wohnungsunternehmen. Um diese knappe Ressource konkurrieren ge-
rade in der aktuellen Lage verschiedene Anforderungen, nämlich die notwendige Weiterent-
wicklung des Bestands (v.a. Dekarbonisierung) und der Wohnungsneubau. Praktisch alle 
Wohnungsunternehmen befassen sich derzeit mit klimabezogenen Modernisierungsstrategien 
für ihre Bestände. Hintergrund ist die erforderliche Dekarbonisierung des Wohnsektors gemäß 
den deutschen Treibhausgasminderungszielen. Diese Aufgabe, die branchenintern als Jahr-
hundertaufgabe bezeichnet wird und faktisch bis 2045 zu erledigen ist, zieht erhebliche Finan-
zierungsbedarfe und damit auch das Erfordernis Ăfl¿ssigenñ Eigenkapitals nach sich. Vor die-
sem Hintergrund besteht ein unmittelbarer Zielkonflikt mit dem gleichzeitigen Erfordernis, zu-
sätzlich bezahlbare Wohnungen zu errichten.  
 
[Lassen, U. 2024], [Sartor, F. J., Keller, H. 2017]  
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Veränderte Finanzierungsbedingungen für Wohnungsbau 
 

 
Abbildung 26: Entwicklung der Finanzierungskomponenten und Herstellungskosten je qm Wohnfläche. Quelle: [ei-
gene Darstellung RegioKontext] 

 
Die hier vertieft diskutierte Zinswende erfolgte nicht im luftleeren Raum. Ihr vorgelagert war 
bereits eine erhebliche Erhöhung der Bauwerkskosten. Wie bereits gezeigt (siehe Kapitel 2), 
stiegen diese allein in den zurückliegenden fünf Jahren um fast ein Drittel an. Geht man von 
einer, wie oben beschrieben, bankadäquaten Aufteilung von Eigen- und Fremdkapital aus 
(20:80), waren 2020 für die Herstellung eines Quadratmeters Wohnfläche 791 Euro Eigenka-
pital (EK) und 3.163 Euro Fremdkapital (FK) erforderlich (brutto, DIN 200-700 plus Grundstück: 
720 Euro / m2 vermietbarer Wohnfläche).  Das gleiche Verhältnis auf die mittleren Herstel-
lungskosten von 2025 angewendet, werden je Quadratmeter bereits 1.047 Euro Eigenkapital 
und 4.186 Euro Fremdkapital erforderlich. 
 
Diese Darstellung verbindet bereits mehrere Problembefunde:  
 

1. Das eingesetzte Eigenkapital reicht nicht mehr für die gleiche Baumenge 

aus. Sofern nicht erweiterte Mittel zur Verfügung stehen, wird aus diesem 

Grund das Investitionsgeschehen notwendigerweise heruntergefahren. Selbst 

wenn im gleichen Ausmaß weiter gebaut werden kann: Je nach Kalkül bzw. Art 

des Investors ist die erforderliche Eigenkapitalrendite entsprechend dem höhe-

ren Eigenmitteleinsatz zu erwirtschaften. Mit der erforderlichen absoluten EK-

Rendite steigt der wirtschaftlich erforderliche Rohertrag (als Teil der Nettokalt-

miete). 

2. Die erhöhten Fremdkapitalerfordernisse ziehen entsprechend höhere 

Aufwendungen für Zinsen nach sich. Dies wirkt sich einerseits auf die erfor-

derliche Nettorendite der Investition aus, innerhalb des Kapitaldienstes engt es 

zudem den Spielraum für Tilgungen ein.  
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Fremdkapital: Konditionen belasten die Kalkulation 
 
 

 
Abbildung 27: Entwicklung der Fremdkapitaldienst-Komponenten pro qm Wohnfläche.  
Quelle: [eigene Darstellung RegioKontext] 

 
Im Folgenden wird vor allem der zweite Punkt aufgegriffen und vertieft: Wie wirken sich ver-
änderte Herstellungskosten und gleichzeitig erhöhte Zinsen auf die Investitionskalkulation 
aus? Innerhalb der Rückzahlungs-Annuität (gleichbleibende Raten beim Kapitaldienst, inner-
halb derer über die Laufzeit der Zinsanteil ab- und der Tilgungsanteil zunimmt) verschiebt sich 
das Verhältnis von Zins und Tilgung: Bei den ausgewiesenen Herstellungskosten von 2020 
entfallen innerhalb des Fremdkapitaldienstes pro Quadratmeter Neubau-Wohnfläche durch-
schnittlich 8,79 Euro auf die Tilgung und 1,05 Euro auf den Zins. Dem liegen eine vereinbarte 
Tilgung über 30 Jahre sowie ein Effektivzins von 0,8 % p.a. zugrunde. Unterstellt man dagegen 
die Kostenansätze des Jahres 2025 (3,5 % Zins, Tilgung weiterhin über 30 Jahre; 5.233 Euro 
Herstellungskosten brutto / m2 Wohnfläche inklusive Grundstück bei 20 % Eigenkapitalanteil) 
verschiebt sich das Verhältnis von mittlerem  Zins- und Tilgungsanteil innerhalb der Annuität 
erheblich: Während der Anstieg des mittleren Tilgungsanteils der Steigerung der Gesamtkos-
ten (rund +32 %) entspricht, steigt innerhalb des Kapitaldienstes der Anteil der Zinszahlung im 
Durchschnitt der Laufzeit auf mehr als 30 % an (2020: 12 % Anteil am Kapitaldienst). Dieses 
ĂZins-Echoñ f¿hrt dazu, dass pro Quadratmeter Wohnflªche und Monat mehr als sechs 
Euro allein für Zinsen über die Miete erwirtschaftet werden müssten ï im Gegensatz zu 
1,05 Euro noch vor fünf Jahren. 
 
Der Zins schlägt also doppelt zu: zum einen über die erhöhten Bauwerkskosten und die damit 
erforderlichen größeren Fremdkapitalbedarfe; zum anderen durch die annuitätische Berech-
nungslogik. Im Ergebnis hat sich der Rohertrag, der allein zur Deckung der Zinsverpflichtung 
aus der Miete zu erwirtschaften ist, fast versechsfacht.  
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Erleichterte Baustandards senken Kapitaldienst 

 

 
Abbildung 28: Entwicklung der Fremdkapitalkosten im Wohnungssektor.  
Quelle: [eigene Darstellung RegioKontext] 

Wie lässt sich dieses Gesamtbild konstruktiv einordnen? Erstens lässt jeder Prozentpunkt 
Zins, der nicht erforderlich wird, der wirtschaftlichen Kalkulation mehr Luft zum Atmen. Zwei-
tens müssen auf Baukosten, die gar nicht erst fällig werden, keine Zinsen gezahlt werden 
(auch keine erhöhten). Zugleich schonen geringere Herstellungskosten auch das (meist 
knappe) Eigenkapital.  
 
Da auf das Zinsniveau kein Einfluss genommen werden kann (einmal von direkten Zinssub-
ventionen abgesehen), soll im Folgenden der Kostenansatz, wie er sich aktuell im Regelstan-
dard erleichtertes Bauen (siehe auch Kapitel 4) darstellt, auf die gleiche Berechnung ange-
wendet werden. Bei unterstellten Bauwerkskosten von 3.500 Euro (brutto, DIN 200-700, zzgl. 
gleicher Grundst¿ckspreis wie oben unter 2025 angenommen), sinkt das ĂZins-Echoñ auf unter 
5 Euro pro m2 Wohnfläche und Monat. Die Anforderung an den erforderlichen Rohertrag aus 
Mieterträgen sinkt entsprechend. Jeder Euro Reduktion bei den Bauwerkskosten und beim 
Grundstück schafft zudem dringend erforderlichen Spielraum beim Eigenkapital und vermin-
dert das ĂZins-Echoñ. 
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4. Erleichtertes Bauen 
 

ü Um bezahlbaren Wohnungsbau kurzfristig zu ermöglichen, müssen sofort alle Mög-

lichkeiten zur Senkung der Herstellungskosten eingesetzt werden. 

 

ü Für eine notwendige, zeitnahe Realisierung von bezahlbaren Wohngebäuden ist ein 

Aussetzen von eingeführten Normen oder eine dauerhaft bewusste Unterschrei-

tung der anerkannten Regeln der Technik nicht notwendig.  

 

ü Der überwiegende Teil der baulichen Standards im Wohnungsbau, die in den letzten 

Jahren gebaut wurden (werden mussten), sei es aufgrund von Förderungsbedin-

gungen, aus einem Missverständnis vermeintlicher Effizienz oder einer subjektiven 

Einschätzung von individuellen Funktionalitätserwartungen heraus, ist sowohl 

ω ökonomisch 

ω in Bezug auf einen allgemeinen, angemessenen und guten Wohnstandard 

ω und auf tatsächlich wirksamen Klimaschutz hin 

verzichtbar. 

 

ü Der Spielraum für weitere strukturelle Veränderungen und eventuelle Baukosten- 
treibende Auflagen ist derzeit ausdrücklich im Segment des bezahlbaren Wohn-
raums vollständig ausgeschöpft. 
 

ü Eine weitere, ordnungsrechtliche, fördertechnische oder sonstig motivierte Stan-

dardanhebung bei der Errichtung oder Modernisierung von Wohnraum ist weder 

sinnvoll noch ökonomisch leistbar.  

 

ü Realisierte Wohnungsbauvorhaben der jüngsten Zeit - Possible Practice ï zeigen 

auf, dass es möglich ist, auch unter schwierigen Rahmenbedingungen und unter 

Nutzung konstruktiver und technischer Optimierung, - im Konsens aller am Bau 

Beteiligten - bezahlbaren Wohnraum zu errichten.  

 
ü Die Fachöffentlichkeit ist sich bewusst, dass die Gebäude des bezahlbaren Wohn-

raums, jetzt und künftig errichtet, in Betrieb und Nutzung zukunftsfähig sind und 

gleichzeitig dabei einen wertvollen Beitrag zur Baukultur zu leisten haben.  
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4.1 Ausgangslage und Seneca-Effekt 
 
Zum letztjährigen Wohnungsbautag am 11. April 2024 wurden zum wiederholt  die Konse-
quenzen aufgezeigt, die Investitionskosten von 5.000 ú f¿r die Finanzierung mit den entspre-
chenden Auswirkungen auf die notwendige Kaltmiete bei der Vermietung von Wohnraum ha-
ben.35  
 
Bei dem derzeitigen Niveau der Investitionskosten im Median von ca. 5.230 ú/mĮ Wfl. im deut-
schen Geschosswohnungsbau in GroÇstªdten muss dieser nach wie vor f¿r mind. ca. 17,5 ú 
(unterster Ansatz) bis ca. 20 ú je Quadratmeter Wohnflªche (Kaltmiete) vermietet werden. 
Andere Berechnungen kommen unter differenziertem Ansatz von Eigenkapital und Tilgung/Til-
gungsdauer etc. zu noch hºheren notwendigen Kaltmieten zwischen 23 und 25 ú je Quadrat-
meter Wohnfläche (Kaltmiete). 
 
Um eine notwendige Kaltmiete anzustreben, die in der GrºÇenordnung bei 10 bis 10,5 ú je 
Quadratmeter Wohnfläche liegt, ist ein Förder- oder Subventionsbarwert (zum Beispiel aus 
Zusch¿ssen und zinsverg¿nstigten/zinslosen Darlehen) in einer Hºhe von ca. 1.900 ú je Quad-
ratmeter Wohnfläche notwendig. 

 

 
Abbildung 29: Darstellung der Ergebnisse auf Basis einer langfristigen Dynamischen Investitionsrechnung zur 
Ermittlung des Förder-/Subventionsbarwerts in Verbindung mit bestimmten notwendigen Kaltmieten bei Investiti-
onskosten in Hºhe von 5.000 ú/mĮ Wfl. im Wohnungsbau  
Quelle: IB.SH - Investitionsbank Schleswig-Holstein, eigene Darstellung36 

 
Um in die Größenordnung des bezahlbaren, also für über 60 % der Mieterinnen- und Mieter-
haushalte in Deutschland leistbaren Kaltmiete von ca. 8 bis 8,5 ú zu kommen, sind schon ca. 
2.375 ú Subventionsbarwert je Quadratmeter Wohnflªche erforderlich. F¿r die Erreichung ei-
ner Zielgrenze für die Kaltmiete ï wie sie in der sozialen Wohnraumförderung üblicherweise 
angesetzt wird ï von i.d.R. unter 7 ú den Quadratmeter Wohnflªche sind sogar ca. 2.900 ú 
Subventionsbarwert je Quadratmeter Wohnfläche anzusetzen. 

 
35 [ARGE 2023a] 
36 Ebda. 
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Wenn das Ziel des Erreichens einer angemessenen Anzahl von Wohnungen im Bereich des 
Segments des bezahlbaren Wohnraums oder gar des Sozialwohnraums in Deutschland wei-
terhin angestrebt werden soll, ist mit diesen Kosten für die Ausstattung angemessener För-
derprogramme von Seiten des Bundes und der Länder zu kalkulieren.  
 
Das Dilemma für die soziale Wohnraumförderung zeigte sich im vergangenen Jahr auf drasti-
sche Weise: Da das Marktsegment des frei finanzierten Wohnungsbaus in vielen Regionen 
faktisch komplett zusammengebrochen war (mangelnde Nachfrage), suchten zahlreiche In-
vestoren und Bauträger ihre Rettung in der letzten, noch sinnvoll verfügbaren Finanzierungs-
möglichkeit: in der sozialen Wohnraumförderung. Allerdings sind noch nicht mal die, prinzipiell 
gut aufgestellten Förderprogramme, wie die auf Zweckvermögen beruhenden, wie zum Bei-
spiel in Schleswig-Holstein, so aufgestellt, dass sie eine ganze Branche auffangen können. 
Die Mittel waren also relativ schnell erschöpft. 
 
Zum Wohnungsbautag am 20. April 2023 wurde die Prognose aufgestellt, dass der Rückzug 
der Bestandshalter aus dem Wohnungsneubau und gleichzeitig der Einbruch der Wohnungs-
bautätigkeit im frei finanzierten Sektor unmittelbare Auswirkungen auf die Bauwirtschaft, die 
Beschäftigten im Baugewerbe und damit auf die Kapazität die notwendige Anzahl von Woh-
nungen in Deutschland bauen zu können, haben wird. Zu Beginn des letzten Jahres (2023) 
war die baugewerbliche und bauindustrielle Kapazität in Deutschland noch auf den Bau von 
circa 400.000 Wohnungen pro Jahr eingestellt. Im letzten Jahr sind in weiten Teilen Deutsch-
lands die Baugenehmigungszahlen um mehr als 50 %, die Bauantragszahlen um mehr als 80 
% zurückgegangen.37 Diese Entwicklung hat sich im Jahr 2024 fortgesetzt.  
 
Festzustellen war und ist: Wohnungsbau ist ein komplexes System. Das System Wohnungs-
bau mit seinen vielfältigen Abhängigkeiten und Verknüpfungen zwischen Regelgebern und 
Regelnehmern, Wirtschaft und Politik, Bestandshaltern und Mieterinnen und Mietern, Planen-
den und Ausführenden unterliegt dem gleichen Prinzip wie andere, z.B. wirtschaftliche oder 
ökologische Systeme, insbesondere wenn unerwartete Ereignisse Rückkopplungseffekte aus-
lösen. Für das System Wohnungsbau war dies das Zusammentreffen von ökonomischen Rah-
menbedingungen, die es in dieser Form so noch nie gegeben hatte: steigende Zinsen bei 
gleichzeitig steigendem Wohnungsbedarf, sinkende Nachfrage vor allem im Eigentumssektor 
und zusätzlich stark gestiegene Herstellungs- und Grundstückspreise sowie stetig anwach-
sende Bau- und Investitionskosten. Das System Wohnungsbau stand bereits im Frühjahr 2023 
vor einem Kipppunkt und hat sich seitdem nicht mehr erholt. 
 
Komplexe Systeme entwickeln sich sehr langfristig, der Zusammenbruch allerdings erfolgt in 
der Regel schnell und kurzfristig. Der Kollaps dieser Systeme beginnt dabei oft plötzlich und 
unerwartet, verläuft rasant, und das Ergebnis ist oft katastrophal. Das war in einem größeren 
Maßstab beim Zusammenbruch ganzer Staatssysteme ebenso der Fall wie zum Beispiel bei 
der Finanzkrise im Jahr 2008.  
 
Der Wissenschaftler Ugo Bardi, Professor für physikalische Chemie an der Universität Florenz, 
nennt dieses Phªnomen den ĂSeneca-Effektñ.38 Der "Seneca-Effekt" ist nach dem römischen 
Philosophen Lucius Annaeus Seneca benannt (1 bis 65 n. Chr.), der als Erster verstanden hat, 
dass ein Kollaps von Systemen anderen Regeln gehorcht als deren Aufbau. Er beschrieb es 
in seinem Werk "De Brevitate Vitae" (Ă¦ber die K¿rze des Lebensñ) mit den Worten: "Es ist 
nicht, dass wir zu wenig Zeit haben, sondern dass wir zu viel davon verschwenden." 
Der Seneca-Effekt beschreibt den Umstand, dass der Zusammenbruch eines Systems oft 
schneller erfolgt als dessen Aufbau. Dies gilt für viele Systeme, wie zum Beispiel die Wirt-
schafts- und Finanzsysteme, Ökosysteme und auch dem System des Wohnungsbaus. Wenn 

 
37 Auswertungen Baugenehmigungs- und Bauantragszahlen Statistische Landesämter 
38 [Bardi 2017] 
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ein System instabil geworden ist und ein kritisches Niveau erreicht hat, kann es schnell zu-
sammenbrechen, selbst wenn der Aufbau des Systems lange gedauert hat. 
 
Der Seneca-Effekt hat weitreichende Auswirkungen auf viele Bereiche des menschlichen Le-
bens. Er macht deutlich, dass wir uns nicht auf unseren Erfolg und unsere Fortschritte verlas-
sen sollten, sondern dass wir uns ständig bemühen müssen, unsere Systeme stabil zu halten 
und zu verbessern, um einen Zusammenbruch zu vermeiden. 
 
In der modernen Wissenschaft wird der Seneca-Effekt oft auf komplexe Systeme angewandt, 
wie zum Beispiel die globale Wirtschaft oder das Klimasystem der Erde. Es zeigt, dass eine 
erfolgreiche Stabilität und Nachhaltigkeit von Systemen von entscheidender Bedeutung sind, 
um eine lebenswerte Zukunft für uns und kommende Generationen zu sichern. Diese Prä-
misse gilt im vollen Umfang auch und insbesondere für den Wohnungsbau mit all seinen Aus-
wirkungen auf die Stabilität der Wirtschaft und die Gesellschaft. 
 
Die strategische Hauptzielrichtung musste also sein, den Wohnungsbau im Fluss zu halten, 
sonst ist kurzfristig mit einem drastischen Kapazitätsabbau und damit langfristig mit einem 
nicht mehr vorhandenen Potenzial zu rechnen, Wohnungsbau in der aktuellen oder einer ei-
gentlich notwendig höheren Stückzahl zu realisieren.39 
 
In der folgenden Abbildung 30 ist dieser ĂSeneca-Effektñ in der R¿ckbetrachtung der letzten 
30 Jahre im Zusammenhang mit der Entwicklung des Auftragsbestandes (Boom, Krise: Rück-
gang und Stagnation, Belebung und Boom) in den Bauhauptgewerken und dem zeitlich zuge-
ordneten Beschäftigungsindex veranschaulicht.40 Der Abbau von Beschäftigten, also der Bau-
kapazitäten verläuft bis zu sechsfach schneller als die Wiedergewinnung von Beschäftigten 
und dem sukzessiven Aufbau von Baukapazitäten. 
 
 
 
 
 
 

 
39 [ARGE 2023a] 
40 [ZDB 2023] 
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Abbildung 30: Gegenüberstellung des Auftragsbestands-Index im Bauhauptgewerbe (real) und des Beschäfti-
gungs-Index im Bauhauptgewerbe zwischen 1991 und 2021 unter Zuordnung des Konjunkturzyklus von der 
Hochkonjunktur (Boom) über die Rezession (Rückgang) und die Depression (Stagnation) bis hin zum Auf-
schwung (Belebung) und Darstellung der entsprechenden Auswirkungen auf die Beschäftigungszahlen 
Quelle: Statistisches Bundesamt, DIW, ZDB, BAU Industrie, eigene Darstellung 

 
Weiterhin ist festzustellen, dass ein ganzes Bündel an Maßnahmen notwendig ist: Das Deut-
sche Institut für Wirtschaftsforschung41 mahnte im Jahr 2023 bereits an ï schon allein zur 
Steigerung der energetischen Gebäudesanierung, was auf den gesamten Wohnungsbau 
übertragen werden kann und muss ï, dass ein Masterplan notwendig sei. Dazu gehört die 
Aufstellung langfristiger Förderprogramme (in ganz anderen Größenordnungen als bisher), 
welche stützend auf die Nachfrage wirken, aber auch die Unwirtschaftlichkeit ebenfalls in Be-
zug auf die Nutzungskosten ausgleichen. Zusätzlich muss in die Ausweitung der Planungs-, 
Bau-, Produktions- und Installationskapazitäten investiert werden. Diesbezüglich ist eine lang-
fristige Beschäftigungsinitiative (hierbei auch gezielte Ansprache von Frauen) sowie zusätzlich 
eine weitere Anwerbung von Fachkräften, unter anderem aus dem Ausland, notwendig. Her-
untergebrochen auf die nicht ausreichende Baulandreserve, müssen die Kommunen schnell 
und wirksam Bauland ausweisen, überdies muss die Nachverdichtung im innerstädtischen Be-
reich erheblich erleichtert werden. Die Rahmenbedingungen müssen entschlackt, das Ord-
nungsrecht muss bezahlbaren Wohnraum im Fokus haben und auf weitere Verschärfungen 
ist zu verzichten. 
 
Bereits 2023 wurde darauf hingewiesen*, dass ohne einen solchen Masterplan der 
ĂKipppunktñ bei nªchster Gelegenheit ¿berschritten wird und dieses komplexe System in 
kürzester Zeit mit all seinen langfristig erworbenen Errungenschaften auf ein Rumpfsystem 
bzw. eine Vielzahl von kleinen Subsystemen mit geringen Kapazitäten zusammengebricht. 
Die angemessene Deckung des Wohnraumbedarfs in Deutschland, insbesondere im 
Segment des bezahlbaren Wohnungsbaus, wird dann langfristig nicht mehr möglich 
sein. *[ARGE 20223a] 
 
Der Seneca-Effekt ist nun eingetreten. Der Kipppunkt ist überschritten, die Bau- und 
Wohnungswirtschaft befinden sich in einer Rezession. 
 

 
41 [DIW 2023] 
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4.2 Anders bauen ï Einfacher Bauen 
 
Als Grundlage weiterer Handlungsüberlegungen sei an dieser Stelle abschließend festgestellt, 
dass der Wohnraumbedarf in Deutschland, um eine angemessene Versorgung der Bevölke-
rung aktuell zu decken, bereits zu Beginn des letzten Jahres auf ein Defizit von 550.000 Woh-
nungen42 gestiegen ist. Langfristig gesehen, auch um die demographische Entwicklung und 
der notwendige Wanderungssaldo zur Stabilisierung der gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Struktur Deutschlands aufrechtzuerhalten, und um gleichzeitig dem steigenden pro Kopf-
wohnflächenverbrauch Alternativen durch neu gebaute effizientere Wohnungen anzubieten, 
beträgt der Zuwachs- bzw. Neubaubedarf für die nächsten anderthalb Dekaden nach wie vor 
ca. 250.000 -300.000 Wohnungen jährlich.43  
 
Die Entwicklung der Bauwerkskosten, die Beobachtung der Baukosten und Baupreisentwick-
lungen geben, wie auch in den Jahren zuvor, keinerlei Indizien, dass mit einem Sinken von 
Preisen oder Kosten zu rechnen ist. Im Gegenteil: Im gleichen Maße wie die Nachfrage für 
Bauprodukte sinkt, wird auch gleichzeitig die Produktionskapazität abgebaut. Der gesamte 
mineralische Sektor folgt dieser Logik stringent. Im technischen Bereich (Haustechnik etc.) ist 
der deutsche Markt ohnehin weitgehend importabhängig geworden, die Nachfrage in Deutsch-
land ist damit auch nur ein Teilsegment auf dem Weltmarkt. [Destatis 2024] 
 
Eine sofort umsetzbare und wirksame Maßnahme kann sein, kostengünstiger und damit rati-
oneller und ökonomischer zu bauen.  
 
Die Maßnahmen des ökonomischeren und rationelleren Bauens können und sollten auf ver-
schiedenen Ebenen gezogen werden: 

 
Maßhaltung 

ü Funktionalitätserwartung 
ü Konstruktionsoptimierung 
ü Topstandards 

 
Substitution 

ü Wettbewerb 
ü Bauweisen 
ü Bauverfahren 

 
Skalierung 

ü Typisiertes Bauen 
ü Serielles Bauen 
ü Modulares Bauen 

 
Prozessoptimierung 

ü Genehmigungsverfahren 
ü Rationelles Bauen 
ü Digitalisierung 

 
 
 

 
42 [Pestel/Arge 2025] 
43 [Pestel 2024] und [ARGE 2023a] 
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Maßhaltung bedeutet eine substanzielle Diskussion und Abwägung über die grundsätzliche 
Frage der leistbaren Standards im Wohnungsbau. Gleichzeitig muss objektscharf über die Op-
timierung von Tragwerken, gleich welcher Bauweise, ein intensiverer Dialogprozess zwischen 
Planung, Ausführung und Auftraggeberschaft geführt werden. 
 
Substitution bedeutet die unterschiedliche Wirkungsweise von Bauverfahren und Materialien 
einschließlich ihrer Potenziale auszuloten. Angesichts der momentanen Marktsituation und 
Verfügbarkeit von Baustoffen sollte man sich allerdings keiner Illusion hingeben, dass durch 
gänzlich andere Materialien - insbesondere im Geschosswohnungsbau - derzeit wirtschaftli-
che Ergebnisse zu erzielen sind, wenn vollständig andere Materialien und Bauprodukte ver-
wendet werden als die Ăherkºmmlichenñ.  
 
Skalierung ist der Oberbegriff für die unterschiedlichsten Arten standardisierter Bauformen: 
Typisiertes Bauen beginnt in der Wiederholung von Grundrissen, Erschließungstypen etc., die 
in der Regel Konstruktionsmaterial-offen geplant werden.  
 
Serielles Bauen umschreibt die eher industrielle Vorfertigung von großformatigen Bau- und 
Raumelementen, einschließlich kompletter Tragstrukturen.  
 
Modulares Bauen kann zwar auch schon im typisierten Bauen (ĂModulverwendungñ) vorkom-
men, wäre aber hier, präzisiert als Bauweise, die in der Vorfertigung von kompletten Primär-, 
Sekundär- und Tertiärstrukturen44 bis hin zu kompletten Raumzellen anzusehen ist.45 
 

 
Abbildung 31: Beispiel für eine mögliche Skalierung, hier durch die Rahmenvereinbarung 2.0 des GdW / Serielles 
und modulares Bauen. Auswirkungen von rationelleren Bauweisen durch Senkung der Bauwerkskosten auf die 
Nettokaltmiete pro Quadratmeter Wohnfläche. Exemplarisch aufgezeigt weitere Auswirkungen, wenn durch Zins-
subventionen diese auf ein Prozent für die Finanzierung für die Projekte gesenkt werden könnten. 
Quelle: GdW; WE = Wohneinheit, GEG = Gebäudeenergiegesetz, Wfl. = Wohnfläche, qm = Quadratmeter 

 
Die Prozessoptimierung schließlich fängt bei Genehmigungs- und Verwaltungsverfahren an, 
die alle beschleunigt werden müssen. Auswertungen der Bruttobauzeiten von Planungsbeginn 
bis zum Bezug von Wohnraum zeigen auf, dass insbesondere die Dauer der Genehmigungs-
verfahren jegliche Rationalisierung der reinen Bauzeit ad absurdum führt und sich 

 
44 Primärstruktur: Tragwerk und Rohbau / Sekundärstruktur: Konstruktiver Ausbau / Tertiärstruktur: Haustechni-
sche Anlagen 
45 Definitionen siehe auch: [Walberg 2020] 
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Bruttobauzeiten von bis zu 70 Monaten als Regelzeit im Geschosswohnungsbau ergeben ha-
ben [ARGE 2023a]. 
 
Die Prozessoptimierung bezieht natürlich auch die reinen Bauverfahren mit ein. Rationellere 
Bauweisen sind in allen Bauverfahren und allen Bauweisen möglich. Die Rolle der Digitalisie-
rung am Bau wird dabei auch künftig eine beschleunigende Rolle spielen (müssen). 
 
Gerade der erste Punkt, die ĂMaÇhaltungñ bewirkt allerdings den grºÇten Anteil mºgli-
cher Kosteneinsparpotentiale und bedingt gleichzeitig ein hohes Maß gesellschaftlicher 
und baufachlicher Diskursnotwendigkeit. 
 
Der Wohnungsbau hat zahlreiche wichtige Funktionen zu erfüllen, wird aber, tendenziell zu-
nehmend - mit weiteren Zielstellungen und Themen überfrachtet. Neben der eigentlichen 
Hauptfunktion einer Wohnung, ein sicheres, bezahlbares und langfristig nutzbares, beheizba-
res und einer unabhängigen Haushaltsführung dienendes zuhause zu bieten, sind gerade in 
den letzten 20 Jahren stark ansteigend weitere und neue Anforderungen hinzugekommen.  
 
Die Themenvielfalt, die heutzutage im Zusammenhang mit der Schaffung von Wohnraum ver-
bunden ist, wird zunehmend umfangreicher. Die hauptsächliche Zielstellung: Wohnen als 
Grundbedürfnis zu bedienen, wird damit häufig überlagert und der Wohnungsbau regelmä-
ßig ökonomisch, funktional und technisch überlastet. Die Lehre aus diesen Zusammenhängen 
und der Erkenntnis, dass der Wohnungsbau ein sehr komplexes System ist, bedeutet, dass 
es keine einfachen Lösungen gibt, hebelartig Strategien umzulegen, um möglichst einfach 
komplexe (positive) Veränderungen auszulösen. Gleichzeitig ist auch festzustellen, dass ver-
meintlich einfache Veränderungen in einem Teilbereich eines komplexen Systems eher nega-
tive Auswirkungen für das Gesamtsystem hervorrufen können. 
 
Unter anderem gestiegene Qualitätsansprüche an die Energieeffizienz und das barrierefreie 
Bauen, Auflagen zu Stellplätzen sowie das innerstädtische Bauen mit seinen erhöhten logisti-
schen Anforderungen haben das Bauen in den letzten Jahren immer weiter beeinträchtigt.  
 
Bezüglich des energetischen Anforderungsniveaus für den Wohnungsneubau ist zu beden-
ken, dass zum Erreichen der Klimaneutralität die Relevanz des Neubaus gegenüber der Be-
standssanierung um ein Vielfaches geringer ist. Am Beispiel der Klimaschutzrelevanz und ver-
meintlicher Energieeffizienz im Wohnungsbau kann dies anschaulich verdeutlicht werden. 
 
Aus umfangreichen Simulationsberechnungen, zum Beispiel aktuell im Rahmen der Machbar-
keitsstudie für die Umsetzung der Klimaschutzziele im Wohngebäudesektor der Freien und 
Hansestadt Hamburg im Auftrag des Hamburger Senats, geht hervor, dass in den möglichen 
Szenarien trotz unterschiedlicher Anforderungsniveaus im Zeitablauf der Anteil des Neubaus 
am Gesamtverbrauch bzw. an den Gesamtemissionen des Wohngebäudesektors im Jahr 
2045 lediglich im niedrigen einstelligen Bereich liegt.46 
 
Die Kosten der CO2- und Energieeinsparung durch höhere Effizienzstandards im Wohnungs-
neubau zeigen, dass der bisher erreichte Standard nach dem Gebäudeenergiegesetz das in-
dividuelle und volkswirtschaftliche Optimum darstellt.47 Alle Simulationen von Klimaschutzsze-
narien für den Wohngebäudesektor zeigen auf, dass der erhebliche Hebel zur Erreichung der 
Klimaneutralität in der beschleunigten Dekarbonisierung der relevanten Energieträger liegt. 
Weitere, vermeintliche Effizienzsteigerungen für den Neubau von Wohngebäuden haben auf 
die Zielerreichung im Jahr 2045 fast keine Auswirkung. 

 
46 [ARGE et al 2023] 
47 Vgl. auch [ARGE 2019a] oder [ARGE 2021a] 
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Weitere ordnungsrechtliche Verschärfungen für die Energieeffizienz von Wohnungs-Neubau-
ten müssen auch in Bezug auf den Nutzen für die Mieterinnen und Mieter mit entsprechender 
Förderung begleitet und sozial angemessen ausgeglichen werden. 
 
Kommunale Wärmeplanungen können wirtschaftliche Einsparpotentiale für Neubauten, für 
den Gebäudebestand und Optionen für eine hocheffiziente bzw. erneuerbare Restwärmever-
sorgung praxisnah darstellen. Deshalb sollte die kommunale Wärmeplanung als Regelprinzip 
eingeführt werden. Die Kommune ist im eigenen und im Interesse der Bürger gefordert, ihre 
Rolle als Moderator und Koordinator bzw. als Mediator mit den relevanten Akteuren vor Ort 
wahrzunehmen.48 
 
Das Potenzial klimaschutz-relevanter Einsparungen liegt im Quartier und in der Betrachtung 
des baulichen Zusammenhangs der Gebäude ï auch im Wechselspiel von Bestands- und 
Neubauten, Wohn- und Nichtwohngebäuden. Eine weitere Optimierung von Neubauten oder 
energetischer Gebäudesanierung nur auf das Einzelgebäude fokussiert, führt nicht zu wesent-
lich verbesserten, energetischen Einspareffekten.  
 
Der entscheidende Hebel für die Transformation des Wohngebäudesektors liegt in der Moder-
nisierung und klimaneutralen Anpassung der Bestandsgebäude und der Dekarbonisierung der 
Energieträger.49 
 
Insgesamt 60,1 % der Wohngebäude in Deutschland wurden vor dem Jahr 1979 errichtet.  
Diese Baualtersklassen sind als prioritär für eine nachhaltige klimaschutzrelevante Sanie-
rungsoffensive anzusehen. In dieser Baualtersklasse befindet sich gleichzeitig der größte An-
teil an Mietwohnungen und, je älter der (Nachkriegs-)Bestand ist, der größte Teil der Wohnun-
gen mit den tendenziell geringsten Kaltmieten.50  
 
Im Bereich der Mehrfamilienhäuser sind gerade in den Baualtersklassen von 1949 bis 1978 
bis zu 90 % aller Wohnungen vermietet. In diesen Wohnungen wohnt der überwiegende Anteil 
der ca. 6,9 Millionen Haushalte in Deutschland, die über ein monatliches Haushaltsnettoein-
kommen von unter 1.500 ú verf¿gen.51  
 
Die Transformation dieser Wohngebäudebestände in die Zielrichtung der Klimaneutralität er-
zeugt eine zusätzliche wirtschaftliche Konnexität zwischen Bestandsmaßnahmen und notwen-
digem Neubau. Diese aus heutiger Sicht älteren Wohngebäude mit einem Schwerpunkt des 
Errichtungszeitraums in den 1950er Jahren und mit in der Regel ihren niedrigen Kaltmieten 
zwischen 3,50 bis 5,50 EUR/m² liegen aufgrund des technisch-energetischen Zustandes in 
den schlechteren Effizienzklassen. Die deutlich abnehmende Wirtschaftlichkeit dieser Objekte 
in den kommenden 5 bis 10 Jahren durch u.a. exponentiell steigende Instandhaltungs- und 
Heizkosten sowie nicht aktivierungsfähigen Instandsetzungskosten, setzen die bestandshal-
tenden Wohnungsunternehmen, z.B. die Genossenschaften, unter kurzfristigen Handlungs-
druck. Hier gilt es, Wohnungsneubauten mit eigenkapitalschonender Förderung, also idealer-
weise mit sozialer Wohnraumförderung und mit deutlich mehr vermietbarer Wohnfläche zu 
realisieren. Diese Objekte wirken mittelfristig f¿r das Gesamtunternehmen ĂCash Flow stabili-
sierendñ und sorgen f¿r die wirtschaftliche Basis der erforderlichen ModernisierungsmaÇnah-
men im Wohnungsbestand. Darüber hinaus wirkt die Förderung insgesamt mietpreisdämpfend 
und damit Wohnungsmarkt entlastend.  
 
Weitere ordnungsrechtliche Vorgaben zur energetischen Optimierung von Gebäuden sollten 
sich an einer Logik der technischen und ökonomischen Balance zwischen Einzelgebäuden 

 
48 [ARGE 2023b] 
49 [ARGE 2024a], [Endres 2024] 
50 [ARGE 2024] 
51 [ARGE 2022a] 
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und den Gebäuden in Quartiersbezügen und der dringend notwendigen Dekarbonisierung der 
Energieversorgung orientieren. 
 
Wenn die Gebäude nicht als Einzelgebäude, sondern im Quartiersverbund betrachtet werden, 
kann davon ausgegangen werden, dass sich die Flächenverfügbarkeit flexibler gestalten lässt, 
da die Freiraumgestaltung des Quartiers eher an die Belange der Energieversorgung ange-
passt werden kann. Am Einzelgebäude ist dieser Spielraum nur in deutlich geringerem Um-
fang gegeben. Insbesondere die Nutzung von erneuerbaren Energien für die Wärmeversor-
gung kann ihre Vorteile aufgrund von Skaleneffekten oft erst in größeren Zusammenhängen 
ausspielen. Allein aus diesem Grund sind Handlungsoptionen im Wohnungsbau, die sich auf 
der Ebene des räumlichen Zusammenhangs eines Quartiers ergeben, fortan in einen beson-
deren Fokus zu nehmen.  
 
Da der heutige und zukünftige Wohnungsneubau voraussichtlich rund ein Zehntel des Wohn-
gebäudebestandes in Deutschland im Jahr 2045 ausmachen wird, sollte auch bei diesen Ge-
bäuden das energetische Anforderungsniveau auf das Erreichen einer möglichst frühzeitigen 
Klimaneutralität ausgerichtet werden. Allerdings ist hierbei unter anderem zu bedenken, dass 
die Relevanz des Neubaus gegenüber der Bestandssanierung um ein Vielfaches geringer ist. 
Zur Veranschaulichung dieses Sachverhaltes können die Ergebnisse von Simulationsberech-
nungen anhand des praxisnahen SGMS-Modells52 der ARGE eV herangezogen werden, wo-
nach in den möglichen Szenarien trotz unterschiedlicher Anforderungsniveaus im Zeitablauf 
der Anteil des Neubaus am Gesamtverbrauch bzw. an den Gesamtemissionen des Wohnge-
bäudesektors im Jahr 2045 im niedrigen einstelligen Bereich liegt. 
Grundsätzlich richtig ist, die Wahl eines höheren Effizienzstandards senkt zwar den Energie-
verbrauch und die CO2-Emissionen, führt aber auch zu signifikant höheren Kosten. Insbeson-
dere die in der Vergangenheit oft vernachlässigten höheren Kosten für Wartung, Instandhal-
tung und den Austausch von Bauteilen über den Betrachtungszeitraum von 50 Jahren, beein-
trächtigen die Wirtschaftlichkeit. Infolgedessen zeigen auch die Kosten der CO2- und Energie-
einsparung bei höheren Effizienzstandards im Wohnungsneubau, dass sowohl individuell als 
auch volkswirtschaftlich der bisher erreichte Standard nach dem Gebäudeenergiegesetz be-
reits das individuelle und volkswirtschaftliche Optimum darstellt. Vor diesem Hintergrund sind 
weitere ordnungsrechtliche Verschärfungen für die Energieeffizienz von Wohnungsneubauten 
auch in Bezug auf den Nutzen für die Mieterinnen und Mieter mittelfristig nur dann sinnvoll, 
wenn sie fördertechnisch begleitet und ausgeglichen werden.  
 
Diese umfangreiche Erläuterung soll dazu beitragen Verständnis dafür zu wecken, dass es 
nicht nur aus ökonomischer Sicht, sondern eben auch aus Klimaschutzsicht keinen Sinn ergibt, 
die Mindestanforderung an Energieeffizienz im Wohnungsneubau weiter zu stärken. Weitere, 
sehr aktuelle Untersuchungen stützen dies auch hinsichtlich der tatsächlich klimaschutzrele-
vanten Fragen, nªmlich dem Einsatz von ĂGrauen Emissionenñ (Einsatz von Baustoffen bei 
Neubau und Modernisierung) hinsichtlich ihrer Wirksamkeit gegenüber der langfristigen Ein-
sparung von CO2-Emissionen: ĂOperativen Emissionenñ f¿r den Betrieb und der Nutzung der 
Gebäude für die nächsten Jahrzehnte. Im Bereich der Dämmung von Außenwänden liegt ein 
Optimum irgendwo zwischen 12 und 16 cm herkömmlicher Dämmstoffe53. Was bedeutet - wie 
bereits im Bericht der Baukostensenkungskommission festgestelltï,54 dass keine Notwendig-
keit besteht über das Maß der Energieeinsparverordnung 2009, spätestens 2016 hinauszuge-
hen.  
 

 
52 SGMS = ĂStatische-Gebäude-Matrix-Simulationñ, vgl. Machbarkeitsstudie Klimaneutrales Wohnen 2045 in 
Hamburg [ARGE 2023d] 
53 [Uni Luxembourg 2024] 
54 Siehe: Bericht der Baukostensenkungskommission 2015 



Wohnungsbau in Deutschland 2025 ï Quo Vadis?   
 

 

 55 

Bestimmte Technologien haben sich jetzt auch in empirischen Betrachtungen als nicht klima-
schutzrelevant erwiesen, so zum Beispiel die Wohnraumlüftung mit Wärmerückgewinnung, 
wie in zahlreich ausgewerteten Projekten bewiesen.55 Insgesamt muss also hier abschließend 
festgestellt werden, dass Maßhaltung angebracht ist, weil nicht nur der ökonomische Nutzen 
von höherwertigen Effizienzmaßnahmen an den Gebäuden - sei es durch Materialeinsatz oder 
Technik in Bezug auf die Instandhaltung56 - vermieden werden sollte, weder technisch sinnvoll 
ist57, noch in Bezug auf den Einsatz der ĂGrauen Emissionenñ um ĂOperative Emissionenñ 
einzusparen, tatsächlich wirksam ist.58  
 
Bei anderen technischen Standards gilt ähnliches hinsichtlich des Wohnkomforts: 
 
Der Schallschutz, spätestens seit der Novellierung der DIN 4109 im Jahr 2017, hat bereits in 
den Mindestanforderungen zu einem Niveau geführt, das mehr als angemessen für zeitgemä-
ßen Wohnraum einzuschätzen ist. Trotzdem wird überwiegend erhöhter Schallschutz, auch 
im bezahlbaren Wohnraumsegment, mit erheblichen Konsequenzen auf die Primärstruktur der 
Gebäude und konstruktiven Ausbau, ausgeführt. 
 
Bei den technischen Anlagen sollte auf die jeweilige individuelle, konkrete Nutzung des Wohn-
gebäudes Rücksicht genommen werden. Es hat sich in den letzten Jahren ein Übermaß an 
Installationen (besonders im Bereich der Elektrotechnik im Wohnungsbau ï DIN 18015) auf-
geschaukelt. Letzteres ist auch gerade vom OLG Düsseldorf als nicht im Sinne der Anerkann-
ten Regeln der Technik ausgeurteilt worden. 
Um zu einer einfachen Bauweise zurückzukehren, ist daher aus gutem Grund auf der Basis 
der Erfahrungen der Pilotprojekte in Bad Aibling59 der sogenannte Gebªudetyp ĂEñ, auch als 
Synonym f¿r ĂEinfaches Bauenñ60 aus der Taufe gehoben worden. 
 
 

4.3. Gebªudetyp ĂEñ in der Umsetzung: ñHamburg-Standardñ und 
Regelstandard ĂErleichtertes Bauen ï SHñ 
 
Das Modell des ĂGebªudetyps Eñ ist in den letzten beiden Jahren verstärkt dabei ï ausgehend 
von einer Initiative von Architektinnen und Architekten aus Bayern, durch und über die Archi-
tekten- und Ingenieurkammern der Bundesländer bis hin zu den Bundeskammern der Archi-
tekten und Ingenieure ï Maßstab für eine unbedingt notwendige Diskussion über die aktuellen 
und zukünftigen Zielstandards im deutschen Wohnungsbau zu werden. Nachstehender Text 
in den Erläuterungskästen61 beschreibt dabei die Initiative und den Stand der Diskussion, die 
den ĂGebªudetyp Eñ derzeit bundesweit in den Fachdiskurs einbringt. 
 
Neben dem bestehenden System der Gebäudeklassen in der Bauordnung können Bauvorha-
ben dem Gebªudetyp ĂE", im Sinne von ĂEinfach Bauen" oder ĂExperimentelles Bauenñ zuge-
ordnet werden; wie der Sonderbau kombiniert mit den bestehenden Klassen für den Brand-
schutz z.B. zur Gebªudeklasse ĂE 3ñ. F¿r diese Projekte gelten die Normen und Richtlinien, 
auf die Art. 85a Musterbauordnung (MBO) verweist, nicht in vollem Maß. Grundsätzlich gelten 
die Schutzziele der Bauordnungen, § 3 (genauer in § 12-16): Standsicherheit, Brandschutz, 
gesunde Lebensverhältnisse und Umweltschutz.  

 
55 [Jarmer 2024] und [ARGE 2023b] 
56 [ARGE 2023a] 
57 [Endres 2024] 
58 [Sobek 2023] 
59 [Nagler 2017] und [Jarmer 2024] 
60 [Nagler 2017] 
61 Quelle: Florian Dilg, Architekt und Stadtplaner aus München für die Bundesarchitektenkammer, Vortrag auf dem 
690. Schleswig-Holsteinischen Baugesprªch ĂGebªudeklasse E - oder welche Standards brauchen wir?ñ der Ar-
beitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen e.V. am 15.03.2023 in Neumünster 
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Als Grund für die Einordnung in "E" kann die Anwendung einer vereinfachten Konstruktion 
ebenso gelten, wie der Versuch bezahlbaren Wohnraum zu schaffen oder die Umnutzung ei-
ner bestehenden Baustruktur für neue Anforderungen. Am Beginn eines "E"-Projekts steht 
eine sorgfältige, gemeinsame Festlegung zwischen Planer:innen und Bauherr:innen zu den 
Zielen und Qualitäten, die frei von Normen vereinbart werden, sich aber daran orientieren kön-
nen. Diese Aufstellung macht die Eigenschaften des Gebäudes dauerhaft transparent. Durch 
eine sichtbare Kennzeichnung der neuen Gebªudetypen ñEñ wird den Auftraggebern ange-
zeigt, dass es sich um ein Gebäude mit reduzierter Einhaltung von Normen handelt.  
 
Dann ist es möglich mit einem stark reduzierten Regelwerk zu arbeiten, das es Bauherr:innen 
und Planer:innen ermöglicht, Standards, Materialien und Ausführungsdetails aufeinander an-
zupassen, sodass angemessene und nachhaltige Gebäude zu bezahlbaren Kosten entstehen. 
Zur Nachhaltigkeit gehört neben der gemeinsamen Zielbestimmung auch eine gute Gestaltung 
und Abstimmung auf die Bedürfnisse der Nutzer:innen. Begleitet wird die Einordnung in die 
Gebäudeklasse "E" von einer Öffnungsklausel im § 633 BGB, welche die privatrechtlichen 
Ansprüche auf die genormten Standards löst und den Bauherr:innen freie Hand gibt.  
 
Um den Verbraucherschutz nicht zu schwächen, wird "E" zunächst für sachkundige Bau-
herr:innen, wie z.B. kommunale Wohnungsbaugesellschaften ermöglicht. Diese Änderung ist 
notwendig, da sich die Bindung an das Richtlinien- und Normenwerk an zwei Enden etabliert 
hat. Zum einen als Teil der Technische Baubestimmungen über die Bauordnung, zum anderen 
als Allgemein anerkannte Regel der Technik über das Schulden eines mangelfreien Werks 
¿ber das BGB. Beide Verpflichtungen sollen f¿r den Gebªudetyp ĂEñ eingeschrªnkt werden. 
Dadurch wird nichts am System der Regelwerke verändert oder begonnen, einzelne Normen 
zu verändern. Es soll ein neuer Planungsweg eröffnet werden, der in einen neuen Raum von 
Möglichkeiten führt.62 Eine weitere Verfolgung des Gebªudetyps ĂEñ und eine Unterst¿tzung 
aller Formen des experimentellen Bauens ist unbedingt zu unterstützen.  

 
Das Bundesministerium für Justiz erarbeitete einen Regelungsvorschlag zur zivilrechtlichen 
Flankierung des Gebäudetyps-E mit Änderungen des Bauvertragsrechts und Anpassung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB). Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen hatte bereits im Juli 2024 einen Leitfaden ĂEinfaches Bauen Gebªudetyp E ï Leit-
linie und Prozessempfehlungñ verºffentlicht.  
 
Das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr hat im Rahmen der Initiative 
der Bayerischen Architektenkammer und der Bayerischen Ingenieurekammer Bau eine wis-
senschaftlich-fachliche Begleitung von mittlerweile rd. 20 Pilotbauvorhaben ĂGebªudetyp-eñ 
(Ăeñ wie einfach, experimentell, effizient) ausgeschrieben. Die Bayerische Bauordnung 
(BayBO) wurde zum 1. August 2023 bereits für Abweichungen von einzelnen Vorschriften an-
gepasst.  
 
Die Freie und Hansestadt Hamburg startete am 05. April 2024 die ĂInitiative kostenreduziertes 
Bauenñ zur ĂReduzierung von Standards, der Optimierung von Planung und Management so-
wie der Beschleunigung von Verfahrenñ und definierte den ĂHamburg-Standardñ 
 
Das Land Schleswig-Holstein erarbeitete eine aufwachsende Grundlage für eine konsensuale 
Definition der Anerkannten Regeln der Technik, welche auf den Erfahrungen des Regelstan-
dards Erleichtertes Bauen ï SH beruht, der im nachfolgenden Teil erläutert wird. 
 
Und wir alle müssen gemeinsam darauf achten, dass das, was jetzt entsteht, nicht nur günstig, 
sondern auch schön ist, sonst kann es nicht gut sein. 

 
62 [Dilg 2023] 



Wohnungsbau in Deutschland 2025 ï Quo Vadis?   
 

 

 57 

 

 
Abbildung 32: Konsens der bundesweiten Akteure des Erleichterten und Einfachen Bauens Workshop ĂHinder-
nisse des Einfachen Bauensñ am 10.02.2025, BBR Berlin 

 

Regelstandard Erleichtertes Bauen ï SH 
 
Vor dem Hintergrund ist festzustellen, dass ohne Aussetzen von Normen oder sonstigen gel-
tenden Regelwerken oder einem substanziellen unterschreiten von Anerkannten Regeln der 
Technik auch jetzt schon Bauweisen möglich sind, die zu einer effizienten Einsparung von 
Bauwerkskosten beitragen können.  
 
Das wird am folgenden Beispiel des Regelstandard Erleichtertes Bauen gezeigt, den Schles-
wig-Holstein am 13.09.2023 für die soziale Wohnraumförderung verbindlich eingeführt und 
zum 01.09.2024 mit neuen Förderstandards angepasst hat.  
 
Die mittlerweile vorliegenden Erkenntnisse über Einspareffekte, können wegweisend für den 
gesamten Wohnungsbau (in Deutschland) gelten. 
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Abbildung 33: Definition des Regelstandards, die seit dem 13.09.2023 bzw. 01.09.2024 in Schleswig-Holstein gül-
tig sind. 

 
Diese Definitionen gehen davon aus, dass die beschriebenen Mindeststandards, wie vorste-
hend ausgeführt, als angemessener Wohnraum im geförderten Wohnungsbau, selbstver-
ständlich auch im freifinanzierten Wohnungsbau, für eine geeignete Ausstattung und Nut-
zungsfähigkeit vollständig ausreichend sind. Neben der ökonomisch wirksamen Vorteilhaf-
tigkeit dieser Standards, sollen sich auch langfristige Effekte für geringere Instandhaltungsbe-
darfe und Reparaturen/Ersatzmaßnahmen durch geringeren Einsatz von Technik und gleich-
zeitig robusteren Konstruktionen auswirken. 
 
Der Regelstandard ĂErleichtertes Bauen ï SHñ soll nachfolgendes leisten: 
 

¶ Synonym f¿r ĂEinfachesñ oder auch ĂErleichtertesñ Bauen  

¶ Mehr Freiheit für innovatives und ressourcenschonendes Bauen 

¶ Definition von leistbaren Mindeststandards 

¶ Einhaltung der Stand- und Verkehrssicherheit ï sonst keine Tabus 

¶ Subjektive Funktionalitätserwartung der Nutzer:innen objektivieren 

¶ Instandhaltungsarmut und Technikminimierung 

¶ Optimierung der Primärkonstruktion und der Ausbaustandards 

¶ Konsensuale Basisdefinition f¿r die konstruktive Umsetzung der ĂAnerkannten Regeln der 
Technikñ (bezieht dabei die gesamte Bauwirtschaft, Architekt:innen, Ingenieur:innen und 
Wohnungswirtschaft mit ein) 

¶ Possible Practice 

¶ Aktuelle Umsetzungsdiskussion in der gesamten Fachöffentlichkeit und regelgebenden In-
stanzen 
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Abbildung 34: Die gebauten Projekte einschließlich der Kostenauswertungen für die laufenden Bauvorhaben zei-
gen, dass mit geringeren Herstellungskosten in den Kostengruppen 200-700 nach DIN 276 von bis zu 25 % bezo-
gen auf die gebaute Praxis im Wohnungsbau des Jahres 2023 zu erzielen sind. 

 
Weiterhin ist es notwendig festzustellen, dass auch die konstruktive Gestaltung und Trag-
werksplanung durchschnittlicher Wohngebäude in Deutschland mit allzu viel Sicherheit und 
einem in vielen Fällen nicht notwendigen Materialeinsatz umgesetzt wurde. Tragwerksplane-
rische Untersuchungen von Referenzgebäuden63 zeigen, dass bis zu 40 % der Primärkon-
struktion (Tragwerk der Gebäude, Wände, Decken, Fundamente etc.) durch konstruktive Op-
timierung erreicht werden können. Der Effekt ist in Abbildung 35 dargestellt.  
 

 
Abbildung 35: Durch Einsparung von Primärkonstruktion in den Regelkonstruktionen der Wohngebäude sind Re-
duzierungen von grauen Emissionen möglich, die bis 18-20 kg/m² Wohnfläche CO2-Äquivalenz aufweisen kön-
nen. Bei der Optimierung von Tragwerkskonstruktionen über schnelle Reduktion von Wänden können gleichzei-
tig, bei gleicher Außenkubatur, zusätzliche Wohnflächen akquiriert werden. 

 
Die Anwendung von Konstruktionsoptimierungen wird also nicht nur kostenmäßig günstiger, 
sondern hat auch auf die dauerhafte Wirtschaftlichkeit, also den Gebäudeertrag sowie auf den 
Klimaschutz bei der gewählten Konstruktion erhebliche Auswirkungen.  
 
Beim Einsatz von Materialien ist nat¿rlich insbesondere bei den Ăherkºmmlichenñ Materialien 
die absehbare Optimierung künftig zu berücksichtigen: Gerade im Bereich des Betons werden 
durch den Einsatz innovativer Werkstoffe, wie zum Beispiel von Carbonfaser-Beton, 

 
63 [Hansen 2024] 
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Gradientenbeton64 und weiterhin jeder Art von smarter Betonverwendung65 ökonomisch und 
klimaschutztechnisch relevante Effekte zu erzielen sein. 
 
In der Abbildung 36 ist dargestellt, wie sich die spezifischen Anteile der primären Kostenfak-
toren in den Regionaltypen verteilen. Es wird dargestellt, dass die Zahl der gebauten Tiefga-
ragen oder Aufzugsanlagen z. B. im Hamburger Umland oder in Oberzentren gegenüber den 
Mittelzentren oder übrigen Gemeinden überwiegt.  
 
Darüber hinaus wird ebenfalls deutlich, dass sich die spezifischen Anteile der primären Kos-
tenfaktoren zu Gunsten des Regelstandards verschoben haben. Die größte Veränderung wird 
bei der Realisierung von Bauvorhaben oberhalb des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sicht-
bar, die von 84 % auf 19 % gesunken sind. Die bauliche Umsetzung eines Kellers ist von 79 
% auf 49 % und der Bau einer Tiefgarage von 43 % auf 25 % gesunken. 
 

 
Abbildung 36: Darstellung der spezifischen Anteile primärer Kostenfaktoren in der Baupraxis im Vergleich zur 
Ausführung ohne und mit Regelstandard im Sozialen Wohnungsbau in Schleswig-Holstein. 

 
Die Gegenüberstellung auf der folgenden Abbildung 37 zeigt die Ausführung der primären 
Kostenfaktoren in der Baupraxis, mit und ohne Berücksichtigung des Regelstandards Erleich-
tertes Bauen. 
 
Dabei wird auch deutlich, dass es sich beim Regelstandard Erleichtertes Bauen nicht um einen 
Mindeststandard handelt, sondern, dass eben bestimmte wohnwertsteigernde Maßnahmen - 
wie zum Beispiel Freisitze, Balkone etc. - für eine angemessene Wohnnutzung noch mit an-
gesetzt werden sollten.  
 
 

 
64 Siehe Forschungsergebnisse am Institut für Leichtbau Entwerfen und Konstruieren (ILEK) Universität Stuttgart, 
Prof. Lucio Blandini et al. 
65 ĂWir m¿ssen aufhºren, Beton zu verteufeln. Es geht nicht ohne Beton.  é Wir m¿ssen mit weniger Beton zu-
rechtkommen.ñ (Prof. Werner Sobek, in: WELT vom 17. Mai 2022) 
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Abbildung 37: Darstellung weiterer primärer Kostenfaktoren in der Baupraxis im Vergleich zur Ausführung ohne und mit 
Regelstandard im Sozialen Wohnungsbau in Schleswig-Holstein. 

 
Auf den beiden nachfolgenden Abbildung 38 und Abbildung 39 werden die Kostenentwicklun-
gen der Herstellungs- und Grundstückskosten in Schleswig-Holstein in der sozialen Wohn-
raumförderung einmal gesondert sowie im Vergleich zu Deutschland zu gezeigt. Der Anteil 
des Regelstandard Erleichtertes Bauen in Schleswig-Holstein liegt Ende 2024 bei ca. 1/3 der 
Bauvorhaben, die restlichen 2/3 der Bauvorhaben wurden noch vor Einführung des Regelstan-
dards Erleichtertes Bauen beantragt.  
Erkennbar ist, dass die Herstellungskosten in Schleswig-Holstein gegenläufig zum bundes-
weiten Trend sinken. 

 
Abbildung 38: Herstellungs- und Grundstückskosten in Schleswig-Holstein, Stand 4. Quartal 2024; Aufschlüsse-
lung in die einzelnen Kostengruppen unter Nennung der jeweils festgestellten Medianwerte (Median) und der je-
weiligen prozentualen Kostenentwicklung; Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Angaben in Euro je Quadratmeter 
Wohnfläche, inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 
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Abbildung 39: Vergleichende Darstellung der festgestellten Entwicklung bei den Herstellungs- und Grundstücks-
kosten in deutschen Großstädten und Schleswig-Holstein, Stand 4. Quartal 2024; Aufschlüsselung in die einzel-
nen Kostengruppen unter Nennung der jeweils festgestellten Medianwerte (Median) und der jeweiligen prozentu-
alen Kostenentwicklung; Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Angaben in Euro je Quadratmeter Wohnfläche, inkl. 
Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

 

 
Abbildung 40: Darstellung der Häufigkeitsverteilung bei den Herstellungs- und Grundstückskosten in deutschen 
Großstädten im Vergleich zum Regelstandard Erleichtertes Bauen mit/ohne Tiefgarage, Stand 4. Quartal 2024; 
Be-stimmung der Medianwerte (Median) und Perzentile; Bezug: Geschoßwohnungsneubau; Angaben in Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche, inkl. Mehrwertsteuer (Bruttokosten)  
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft 

Unter der Annahme, dass der Trend sich fortsetzt, kann der Regelstandard Erleichtertes 
Bauen dazu beitragen, dass Gebäude gut 25 % (und auch bis zu 30%) günstiger errichtet 
werden können, als die bauliche Praxis derzeit im Geschosswohnungsbau aufzeigt.  
 
In der Abbildung 41 ist eine Gegenüberstellung von Herstellungskosten und Subventionsbe-
darf ohne und mit Anwendung des Regelstandards Erleichtertes Bauen dargestellt.  
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Daraus folgt, dass der Regelstandard Erleichtertes Bauen zu einem wertvollen Instru-
ment werden kann, das über reduzierte Bauwerkskosten eine Basis für die Erstellung 
von mehr Wohnungen schafft und gleichzeitig den Subventionsbedarf verringert.  
 
Im konkreten Fall der Hochrechnung belªuft sich der Betrag auf 2,8 Mrd. ú. 
 

 
Abbildung 41: Strategische Steuerung ohne / mit Regelstandard Erleichtertes Bauen im Sozialen Wohnungsbau 
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft und der Stadt Hamburg 

 
Gebªude, die f¿r ca. 3.000 ú den Quadratmeter Wohnfläche errichtet werden, können bei be-
zahlbaren Grundstückspreisen dazu beitragen, dass diese Wohnungen auch freifinanziert mit 
einer Kaltmiete an den Markt gehen können, die den Normal- oder auch Geringverdiener noch 
mit angemessenem Wohnraum versorgen können. Umgelegt sind hier 10-12 ú Kaltmiete/mĮ 
Wohnfläche realistisch möglich.66 
 
Selbstverständlich müssen projektspezifische Anforderungen, wie zum Beispiel Wohnge-
bäude, die sich ausschließlich an ältere oder physisch eingeschränkte Menschen richten, ab 
einer gewissen Höhe mit Aufzugsanlagen ausgestattet werden. Gleichzeitig muss natürlich 
auch über die Unterbringung von Funktionsräumen, Abstellräumen etc. nachgedacht werden. 
Gerade im innerstädtischen Bereich sind Abwägungen bezüglich einer Unterkellerung etc. vor-
zunehmen. 
 
ĂHamburg-Standardñ: Im Auftrag der Stadt Hamburg wurde am Beispiel eines ĂHamburger 
Medianhausesñ mit Bezug zum ĂARGE Typengebªude MFHñ als Benchmark, eine Bewertung 
von Kostenauswirkungen bzw. Baukostenersparnissen durchgeführt, mit dem Ziel das aktuelle 
Baukostenniveau in Hºhe von 4.600 ú/mĮ Wfl. auf 3.000 ú/mĮ Wfl. zu senken.  
 
Auf der Abbildung 42 zeigt die zugrunde liegenden Parameter bzw. die Bewertungsbasis, auf 
der Abbildung 43 listet die identifizierten Kostentreiber auf, deren Einsparpotenzial in zwei 
Schritten dargestellt ist.  
 

 
66 [ARGE 2024a] 
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Abbildung 42: Darstellung der Bewertung von Kostenauswirkungen bzw. Baukostenersparnissen der Stadt Ham-
burg mit Angabe der Bewertungsbasis 
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft und der Stadt Hamburg 

 

 
Abbildung 43: Darstellung der Bewertung von Kostenauswirkungen bzw. Baukostenersparnissen der Stadt Ham-
burg mit Angabe der Kostentreiber als Einsparpotenzial 
Quelle: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag in Zusammenarbeit mit 
der Wohnungswirtschaft und der Stadt Hamburg 

 
 
 








































